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I. Stellungnahme der Landesregierung zum Jahresbe-

richt 2019 des Rechnungshofes im Entlastungsver-

fahren für das Haushaltsjahr 2017 

 

 

Zu Nummer 4: Personal und Personalausgaben des Landes 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 c): 

Im Haushaltsplan 2019/2020 wird der Abbau von 2.000 Stellen durch kw-Vermerke 

und in Vorworten abgebildet. Eine Gesamtübersicht zur Verteilung nach Einzelplänen 

und Jahren findet sich im Einzelplan 20. Zu dieser Darstellung im Haushalt haben 

auch die Anregungen des Rechnungshofes unterstützend beigetragen. 

 

Angemerkt sei, dass im Haushaltsplan 2017/2018 die Darstellung deshalb nicht voll-

ständig konkretisiert wurde, weil die Personalvertretungen eingebunden wurden und 

dieser Prozess zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts 2017/2018 noch nicht 

abgeschlossen war. Diese Beteiligung ist nicht nur gesetzlich vorgeschrieben, son-

dern im Hinblick auf die Akzeptanz der Maßnahmen auch geboten. 

 

Weitere Maßnahmen werden unter Berücksichtigung der Hinweise des Rechnungs-

hofes im Zusammenhang mit dem Haushalt 2021 umgesetzt. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Die Prognose des Rechnungshofes, wonach in den Jahren 2018 bis 2027 insgesamt 

25,9 % des Personals gemäß der Regel-Altersgrenze ausscheiden, entspricht der 

rechnerischen Erwartung: Die Bediensteten sind im Allgemeinen ca. 40 Jahre im ak-

tiven Dienst. Bei gleichmäßiger Verteilung geht jeweils innerhalb von zehn Jahren ein 

Viertel der Bediensteten in den Ruhestand. 

 

Die Zahlen des Rechnungshofes bedeuten somit, dass nach einigen Jahren mit 

überproportionalen Ruhestandsabgängen – der Höhepunkt lag in den Jahren 2012 

bis 2015 – nun eine „Normalisierung“ eintritt (vgl. Finanzplan 2018-2023, S. 38). Dies 

bedeutet tendenziell auch eine Entspannung der Situation bei der Nachwuchs-

gewinnung. Die jährlichen Abgänge waren also zuletzt höher als im Prognosezeit-

raum und konnten gleichwohl nachbesetzt werden. 
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Das Ministerium der Finanzen (FM) hat Ende des Jahres 2018 das Statistische Lan-

desamt Rheinland-Pfalz mit der Entwicklung eines Modells zur Vorausberechnung 

der Versorgungsausgaben des Landes Rheinland-Pfalz beauftragt. Das Statistische 

Landesamt wird seine erste Vorausberechnung voraussichtlich im 2. Quartal 2019 

vorlegen. Die Ergebnisse werden vom FM im Laufe des Jahres 2019 in Form eines 

Berichts veröffentlicht. Angemerkt sei, dass die Landesregierung bereits heute über 

aufgabenbezogene Prognosen zur Versorgung verfügt, etwa zur Aufstellung des Fi-

nanzplans oder zur Ermittlung der Personalbudgets. 

 

Die Nachwuchssicherung ist eine permanente Herausforderung unter wechselnden 

Rahmenbedingungen. Aus Sicht der Landesregierung sind in diesem Kontext auch 

die Rückkehr zur Normalität bei den Abgangszahlen und die hohe Attraktivität des 

öffentlichen Dienstes hervorzuheben. 

 

Die Fachkräftesicherung ist der Landesregierung ein zentrales Anliegen. Bereits seit 

mehreren Jahren befasst man sich ressortübergreifend mit dem Thema. Erwähnt sei 

die interministerielle Arbeitsgruppe Personalentwicklung (IMA-PE), die unter Einbe-

ziehung der Gewerkschaften im Jahr 2013 einen Maßnahmenkatalog erarbeitet hat. 

Im Jahr 2015 wurden zudem die Personalbedarfe in der technischen Verwaltung res-

sortübergreifend ermittelt und Handlungsoptionen aufgezeigt. 

 

In den letzten Jahren wurden u.a. folgende Maßnahmen ergriffen: Einrichtung eines 

Karriereportals des Landes (www.karriere.rlp.de), Werbung über soziale Medien, In-

formation an Schulen und bei Ausbildungsmessen, Kooperation mit Hochschulen, 

Modernisierung und Erweiterung von Ausbildungsgängen, neue duale Studiengänge 

zu MINT-Berufen, verstärktes Wissensmanagement, weitere Steigerung der Famili-

enfreundlichkeit etc. 

 

In der Tat werden viele Maßnahmen dezentral und ressortbezogen umgesetzt. Das 

beruht zum einen auf dem Ressortprinzip, welches in der Verfassung festgeschrie-

ben ist. Zum anderen ist es sachlich geboten, weil die betroffenen Verwaltungsberei-

che und die angesprochenen Adressaten sehr unterschiedlich sind. Konkret an ei-

nem Beispiel: Für eine Ausbildung bei der Polizei können aktive Polizistinnen und 

Polizisten besser und glaubhafter werben, als eine zentrale Stelle bei der Landesre-

gierung dies könnte. 
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Die Maßnahmen der Landesregierung sind auch erfolgreich. Es besteht kein allge-

meiner Personalmangel in der Landesverwaltung. Lediglich in einzelnen Berufsfel-

dern und Regionen gibt es Schwierigkeiten bei der Nachwuchsgewinnung. In den 

großen Verwaltungsbereichen gibt es regelmäßig ausreichend Bewerbungen. So 

können im Schulbereich, dem größten Personalkörper innerhalb des Landesdiens-

tes, die Stellen weitestgehend besetzt werden. Quer- oder Seiteneinsteiger sind hier-

für – anders als bei vielen anderen Bundesländern – kaum erforderlich. 

 

Hingewiesen sei auch auf den Beschluss des Ministerrates vom 5. Juni 2018 zur An-

passung der Besoldung und Versorgung sowie auf die vielfältigen besoldungs- und 

tarifrechtlichen Instrumente für Lösungen im Einzelfall. Die Tarifeinigung vom 2. März 

2019 wird zeitgleich und systemgerecht auf den Beamtenbereich übertragen, zuzüg-

lich einer außerordentlichen Besoldungsanpassung um jeweils 2 Prozent zum 1. Juli 

2019 und zum 1. Juli 2020, womit nicht zuletzt auch die Intentionen des Rechnungs-

hofes berücksichtigt werden. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 e): 

Aus Sicht der Landesregierung dokumentiert die Reduzierung um rd. 1.000 Stellen1 

die erfolgreichen Konsolidierungsanstrengungen der letzten Jahre. Der Abbau ist 

umso bemerkenswerter, wenn man die zeitgleichen zusätzlichen Herausforderungen 

für die Landesverwaltung berücksichtigt. 

 

Zur Entwicklung im Schulbereich sei angemerkt, dass die Zahl der Schülerinnen und 

Schüler bei öffentlichen und privaten, allgemein- und berufsbildenden Schulen vom 

Schuljahr 2012/2013 (557.274) bis zum Schuljahr 2017/2018 (531.438) um 25.836 

zurückgegangen ist (-4,6 %). 

 

Die Entwicklung der Personalausgaben beruht auf vielfältigen Faktoren wie Tarifan-

passungen, Ruhestandsabgängen, Personalbestand, medizinischem Fortschritt etc. 

Hier bedarf es einer differenzierten Betrachtung. Mehrere der relevanten Faktoren 

liegen nicht im Einflussbereich der Landesregierung. Angemerkt sei, dass ein pau-

schaler Vergleich zu Personalausgabenquoten aus Sicht der Landesregierung me-

thodisch fragwürdig und nicht zielführend ist. 

 

                                            
1 Die Summe auf S. 66 des Jahresberichts ist aus Sicht der Landesregierung in der Größenordnung 
zutreffend, in der Zusammensetzung der Zahlen allerdings eine geringfügig andere als dargestellt. 5
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Die Landesregierung bekennt sich zu einer konsequenten und fortwährenden Aufga-

benkritik. Diese ist Voraussetzung sowohl für Organisationsreformen als auch für 

Personaleinsparungen. Die Landesregierung wird in diesem Kontext auch künftig die 

Prüfungsergebnisse des Rechnungshofes zu Rate ziehen. 

 

 

Zu Nummer 6: Umbau und Sanierung eines Polizeidienstgebäudes in Idar-

Oberstein 

 

Zu Ziffer 3.2 a), b) und c): 

Mit der Reorganisation des Landesbetriebes Liegenschafts- und Baubetreuung (LBB) 

werden zusätzliche – organisatorische wie inhaltliche – Elemente zur Qualitätssiche-

rung eingeführt. 

 

Die Ergebnisse des Reformprozesses werden mit der Novelle der Richtlinie für die 

Durchführung von Bauaufgaben des Landes (RLBau) implementiert.  

 

In einem neuen Abschnitt K der RLBau „Regelverfahren der Projektabwicklung bei 

großen Baumaßnahmen“ sollen die Verantwortlichkeiten des Projektmanagements 

und Prüfaufgaben der fachaufsichtführenden Ebene im Regelverfahren und als Mus-

terprozess festgelegt werden. 

 

Das Ministerium der Finanzen (FM) wird bei großen Baumaßnahmen in alle Phasen 

der Planung eingebunden. Insbesondere ist die Prüfung der Bedarfsunterlagen, die 

Beauftragung und die Entscheidung über die Beschaffungsvarianten und die Festle-

gung der Planungsstandards zukünftig Aufgabe des FM. 

 

Gemäß den vom Ministerrat beschlossenen Grundlagen des Reformprozesses soll 

zukünftig die Verantwortung für die Qualität der Planung und Ausführung bei den 

Niederlassungen liegen. Dort werden zur Sicherung des Vier-Augen-Prinzips erfah-

rene Ingenieure als zusätzliche Beauftragte für Qualitätssicherung die Arbeit der Pro-

jektteams beratend und prüfend begleiten. Außerdem wird ein Katalog an Arbeitshil-

fen, wie Checklisten und Musterunterlagen, erarbeitet und zur Verfügung gestellt. 

 

Die bisherigen Arbeitsbereiche Portfolio- und Facilitymanagement der Zentrale sollen 

zukünftig ebenfalls in die fachliche Zuständigkeit der Niederlassungen, in eine eigene 
6
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Sparte „Gebäudemanagement und Instandhaltung“, überführt werden. Damit ist auch 

die Verantwortlichkeit für den Bauunterhalt liegenschaftsbezogen und für den Nutzer 

transparent geregelt. 

 

Über ein verbessertes Berichtswesen sollen die kritischen Wege der Planungen zu-

künftig besser erkannt werden. 

 

Die einzelnen Reformschritte liegen dem FM als Ergebnisberichte der Arbeitsgrup-

pen vor. Im Laufe des Jahres 2019 sollen sie in die Novelle der RLBau eingebracht 

werden, Ziel ist eine Verabschiedung Ende des Jahres. Einzelne Reformschritte wer-

den vorab auf dem Erlasswege geregelt.  

 

Über die Einzelheiten der eingeleiteten Maßnahmen wird dem Rechnungshof im Zu-

ge der Novellierung der RLBau berichtet. 

 

 

Zu Nummer 7: Soziale Wohnraumförderung in der Cité Dagobert in Landau 

 

Zu Ziffer 3.2 a) i. V. m. Ziffer 3.1 a) und b), Ziffer 3.2 b) und c): 

Im Rahmen des Truppenabzugs seit 1990 sind zahlreiche Militärwohnsiedlungen frei 

geworden. Die oft stadtnah gelegenen Areale boten eine gute Möglichkeit, zur Ent-

spannung der damals in vielen Landesteilen angespannten Wohnungsmärkte beizu-

tragen. Allerdings geschah dies oft unter großem Zeitdruck. Zum einen wegen des 

dringenden Wohnungsbedarfs und zum anderen, um lange Leerstände zu vermei-

den; denn diese bergen immer die Gefahr von Verfall und Vandalismus. 

 

Die Konversionswohnungen boten vor allem die einmalige Chance, in den betreffen-

den Städten das Segment des „bezahlbaren Wohnens“ zu bedienen und die Wohn-

eigentumsbildung insbesondere junger Familien zu fördern.  

Dabei war es der Landesregierung wichtig, gemischte Bewohnerstrukturen zu för-

dern. 

 

Von 1992 bis 2013 konnten mit dem Programm 3.995 Wohneinheiten gefördert wer-

den. 2014 bis 2017 wurden nur noch vereinzelt Wohnumfeldmaßnahmen gefördert. 

Entscheidend für den Erfolg der Wohnungskonversion war die Schaffung eines unbü-

rokratischen, flexiblen Förderprogramms, das sich gezielt an den örtlichen Bedürfnis-
7
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sen orientiert. Hier wurde in Anbetracht der Dimension und Dringlichkeit der Aufgabe 

und der größtenteils ablehnenden Haltung von Investoren gegen das damalige recht 

bürokratische System der sozialen Wohnraumförderung darauf verzichtet, die Woh-

nungskonversion in das bestehende System der sozialen Wohnraumförderung ein-

zusortieren. Deshalb wurde damals sehr bewusst entschieden, ein Sonderprogramm 

zu schaffen, das sich zwar an die klassische soziale Wohnraumförderung anlehnte, 

aber eben auch die darüberhinausgehenden dargelegten Ziele gleichberechtigt be-

rücksichtigte. 

 

Dies führte z. B. dazu, dass die Frage der zulässigen Wohnungsgrößen bei den 

schon bestehenden ehemaligen Militärliegenschaften sehr großzügig beurteilt wurde. 

Zu den Feststellungen der nicht bedarfsgerechten Förderung ist zu bemerken, dass 

die Frage des Bedarfs mit den Kommunen vorher besprochen und im Falle Landau 

positiv bewertet wurde. Zudem wurde die gesamte Ausgestaltung der Fördermaß-

nahme in enger Abstimmung mit den Kommunen durchgeführt. In Anbetracht der 

Größe der damaligen Aufgabe wird diese Vorgehensweise als sachgerecht und ziel-

führend angesehen. In Rheinland-Pfalz wurde die Wohnungskonversion auch des-

halb zu einer Erfolgsgeschichte. 

 

Weiterhin werden Prüfungsmängel der Investitions- und Strukturbank (ISB) und des 

Ministeriums der Finanzen (FM) festgestellt und der Verdacht falscher Angaben der 

Investoren nahegelegt. 

 

Die ISB hat diese Feststellungen zum Anlass genommen, die geschilderten Sach-

verhalte einer erneuten Prüfung zu unterziehen. Dort wo der Verdacht einer Straftat 

bestand, wurde mittlerweile Strafanzeige gestellt. In den Fällen, in denen die Mög-

lichkeit einer Rückforderung gesehen wird, laufen derzeit die Vorbereitungen für ers-

te Anhörungstermine. Angesichts der komplexen Sachverhalte wird die Prüfung noch 

einige Zeit in Anspruch nehmen, bevor erste Aussagen zu den Ergebnissen getroffen 

werden können. Die ISB erstellt zudem derzeit ein Konzept, um die festgestellten 

fehlerhaften Prüfungen der Förderanträge und Verwendungsnachweise in Zukunft zu 

vermeiden. 

 

Das FM hat die Prüfungsergebnisse zum Anlass genommen, das Sonderprogramm 

„Wohnungskonversion“ mit seiner geringen Regelungsdichte auslaufen zu lassen. 

Eine zukünftige missbräuchliche Inanspruchnahme ist somit ausgeschlossen. Eine 
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Förderung soll künftig nur noch im Rahmen der regulären sozialen Wohnraumförde-

rung erfolgen.  

 

Auf die Prüfergebnisse des Rechnungshofes bezüglich der mangelhaften Kontrolle 

der Wohnberechtigungsscheine durch die Kommune und der Belegung der Wohnun-

gen reagiert das Land mit strukturellen Maßnahmen. Bei der Aufsichts- und Dienst-

leistungsdirektion (ADD) werden in diesem Jahr die personellen Voraussetzungen für 

fachaufsichtliche Beratungen und Prüfungen der Kommunen im Bereich des sog. 

Wohnungsbindungsrechts geschaffen. Haushaltsmittel für drei Stellen stehen hierfür 

erstmals im Doppelhaushalt 2019/2020 zu Verfügung. Das Auswahlverfahren für die-

se Stellen läuft derzeit. 

 

Der Rechnungshof hält zudem die mietrechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen 

Gesetzbuches (BGB) für unzureichend und regt für geförderte Wohnungen Sonder-

regelungen an. Sogenannte Contracting-Modelle zuungunsten der Mieterinnen und 

Mieter sollen unzulässig sein. Inhaltlich ist die Kritik an Contracting-Modellen nach-

vollziehbar, und dem Rechnungshof wurde im Rahmen einer Besprechung eine Prü-

fung zugesagt. Nach eingehender Prüfung hält das FM allerdings die bestehenden 

Regelungen des BGB hierzu und die sehr umfangreiche mietrechtliche Rechtspre-

chung für sozial ausreichend ausgewogen.  

 

Die Einführung von Sonderregelungen wäre in der Praxis nur schwer umsetzbar. 

Dies vor allem auch vor dem Hintergrund, dass aufgrund der erwähnten umfangrei-

chen Rechtsprechung und der unterschiedlichsten Interessenlagen Regelungen sehr 

komplex ausfallen müssten. 

 

Solche Sonderregelungen machen die Förderung tendenziell unattraktiv und erzeu-

gen sowohl bei Investorinnen und Investoren als auch bei den überwachenden Stel-

len erheblichen Verwaltungsmehraufwand. Setzt man den Vorschlag des Rech-

nungshofes konsequent um, ergeben sich unzählige mietrechtliche Tatbestände, für 

die man Sonderregelungstatbestände für den sozialen Wohnungsbau schaffen 

müsste. Bis 2001 gab es eine solche umfangreiche Gesetzesmaterie für die Woh-

nungen, die dem sogenannten Kostenmietrecht unterlagen.  

 

Diese Regelungen, die auf dem I. und II. Wohnungsbaugesetz und den dazu ergan-

genen Rechtsverordnungen fußten, wurden mit breiter politischer Mehrheit und 
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ebensolchen fachlichen Voten durch das Wohnraumförderungsgesetz (Inkrafttreten 

1. Januar 2002) abgeschafft. 

 

 

Zu Nummer 8: Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) 

 

Zu Ziffer 3.2 a): 

Das Ministerium der Finanzen (FM) hatte angekündigt, dass aufgrund der Ergebnisse 

der Organisations- und Strategieuntersuchung entschieden werden sollte, ob und mit 

welcher Fragestellung eine weitere externe Untersuchung zu diesem Thema in Auf-

trag gegeben wird. Nachdem im Rahmen des Zukunftskonzeptes die Beibehaltung 

der ISB in ihrem jetzigen Zuschnitt als Förderinstitut in der bestehenden Rechtsform 

und mit Banklizenz als vorteilhaft bestätigt wurde, soll ein rechtliches Gutachten be-

auftragt werden, ob sich auf dieser Grundlage auch eine umsatzsteuerfreie Leis-

tungsbeziehung gestalten lässt. Über die Ergebnisse wird der Rechnungshof infor-

miert. 

 

Zu Ziffer 3.2 b): 

Die Vergütung der ISB im Auftragsgeschäft wurde im Rahmen des Zukunftskonzep-

tes umfassend geprüft. Das in 2015 eingeführte transparente Vergütungssystem 

wurde vom mit der Organisations- und Strategieuntersuchung beauftragten Bera-

tungsunternehmen als sachlich korrekt und nachvollziehbar bewertet. Die ermittelten 

Kostenstrukturen bewegen sich in einem für Förderbanken üblichen Rahmen. Als Er-

gebnis ihrer Prüfungen hat das Beratungsunternehmen keine Deckelung vorgeschla-

gen, sondern geraten, vielmehr die Vergütung der ISB von den einzelabgerechneten 

und stundenbasierten Ist-Kosten auf vorab festzulegende Prozess-Stückkosten um-

zustellen. Dies hätte aus Sicht des Beratungsunternehmens mehrfache Vorteile. Die 

Prozess-Stückkosten wären für den Treuhandauftraggeber einfacher in der Prüfung 

der Treuhandabrechnung und in der Kostenkalkulation besser zu prognostizieren als 

einzelabgerechnete Ist-Kosten. Darüber hinaus könnten Prozess-Stückkosten nach 

Einschätzung des Beratungsunternehmens auch bei der Gewinnung neuer Treu-

handaufträge von Vorteil sein und einen Anreiz für die ISB darstellen, Effizienzpoten-

ziale zu nutzen. Mit der Umsetzung dieses Systems ist ab 2020/2021 zu rechnen. 
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Zu Ziffer 3.2 c): 

Soweit der Rechnungshof das Land auffordert, für das Kommunalkreditgeschäft der 

ISB und die anderen Eigengeschäfte Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die die 

öffentlichen Förderaufgaben näher konkretisieren, wird dies abgelehnt. Beihilferecht-

lich verlangt die Verständigung II lediglich „die gesetzliche Festlegung der Tätigkeiten 

der Förderinstitute“ (Ziffer 4.1) und – in Bezug auf Förderaufgaben nach Ziffer 2 a) ‒ 

diese „in den einschlägigen Regelwerken konkret zu beschreiben“. Die gesetzliche 

Festlegung der Tätigkeiten der ISB ist im Landesgesetz über die Investitions- und 

Strukturbank (ISBLG) umgesetzt. Die Förderaufgaben der ISB nach Ziffer 2 a) der 

Verständigung sind zum Teil durch Verwaltungsvorschriften der Ministerien, zum Teil 

durch Richtlinien der ISB näher konkretisiert. Weil die Verständigung II keine weite-

ren Vorgaben macht, sind beihilferechtlich beide Arten von Regelwerken zulässig. Da 

es sich bei der Vergabe von Kommunaldarlehen i. e. S. nicht um Förderaufgaben 

nach Ziffer 2 a) handelt, sondern um eine Aufgabe eigener Art nach Ziffer 2 c) der 

Verständigung II, wäre in diesem Bereich sogar jegliche konkrete Regelung entbehr-

lich. 

 

Zu Ziffer 3.2 d) i. V. m. 3.1 b): 

Das Land als Träger der ISB hat im vergangenen Jahr aufgrund des für Banken all-

gemein herausfordernden Umfelds ein auf Förderbanken spezialisiertes Beratungs-

unternehmen mit einer Untersuchung der Organisations- und Prozessstrukturen so-

wie der Geschäftsstrategie beauftragt. Als Ergebnis dieser Untersuchung liegt mit 

dem Zukunftskonzept ISB eine Vielzahl von Maßnahmen zur Ertrags- und Effizienz-

steigerung vor, die mit Beginn des Jahres 2019 in einem Dreijahreszeitraum umge-

setzt werden sollen. 

 

In diesem Zusammenhang hat der Rechnungshof gefordert zu untersuchen, ob die 

der ISB übertragenen Aufgaben wirtschaftlicher auf andere Weise erledigt werden 

können, ob Synergieeffekte mit anderen Institutionen erzielt werden können und ob 

den Kosten für die Banklizenz, die für verschiedene Tätigkeiten der ISB erforderlich 

ist, ein entsprechender Nutzen gegenübersteht. 

 

Ein wichtiges Ergebnis des Zukunftskonzeptes ist, dass eine Förderung durch die 

ISB insbesondere bei darlehensbasierten Programmen, bei standardisierbaren und 

automatisierbaren Programmen mit hohen Fallzahlen und bei komplexen Drittmittel-

programmen erhebliche Vorteile gegenüber einer behördlichen Abwicklung aufweist. 
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Vor diesem Hintergrund erscheint die Beibehaltung der ISB in der derzeitigen Form 

als zentrale Fördereinrichtung des Landes mit Banklizenz sowohl unter förderpoliti-

schen als auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten vorzugswürdig. 

 

Auch der Nutzen einer Banklizenz wurde bestätigt: Aufsichtsrechtlich ist vorgesehen, 

dass bereits ab einem Gesamtdarlehensvolumen von 500.000 € bei mindestens 21 

Darlehen eine Banklizenz erforderlich ist. Der Verzicht auf eine Förderbank und da-

mit auf jegliche darlehensbasierte Förderung nach bankmäßigen Standards, bei-

spielsweise in Bezug auf die Bonitätsprüfung oder die Verhinderung von Geldwä-

sche, würde bundesweit ein Unikum darstellen und die Förderpolitik des Landes 

stark einschränken. Im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass nur mithilfe einer leis-

tungsfähigen IT-Plattform, wie sie bei der ISB vorhanden ist, eine breitgefächerte dar-

lehensbasierte Förderung in der Wirtschafts- und Wohnraumförderung angeboten 

werden kann. 

 

Auch eine Abspaltung des Zuschussgeschäftes und dessen Eingliederung in behörd-

liche Strukturen erscheint wenig sinnvoll. Abgesehen davon, dass in diesem Fall ein 

Ausgleich von Mengenschwankungen in Bezug auf die einzelnen Förderprogramme 

nicht mehr ohne weiteres möglich wäre, zeigt der Vergleich mit anderen Landesför-

derbanken, dass gerade die Institute besonders erfolgreich sind, die Förderaufgaben 

in einem zentralen Institut bündeln. So kann eine hohe Bekanntheit und „Markt-

durchdringung“ bei Fördernehmern und Kooperationspartnern (Hausbanken, Kam-

mern, Netzwerken etc.) sichergestellt werden. Auch die Qualität der Dienstleistungen 

ist aufgrund der besseren Vernetzung, des breiten Beratungsangebotes und des 

Vorhaltens zentraler Ansprechpartner für Förderthemen höher. 

 

Zu Ziffer 3.2 d) i. V. m. 3.1 c): 

Die vorstehend angesprochene Organisations- und Strategieuntersuchung hat sich 

ausführlich mit Fragen der Treuhandvergütung beschäftigt. Dabei wurden auch die 

Kostenstruktur der ISB, insbesondere im Hinblick auf die Kostentreiber der innerbe-

trieblichen Leistungsverrechnung (IBLV), begutachtet und Vorschläge für eine Effi-

zienzverbesserung erarbeitet. 

 

Grundsätzlich enthält die IBLV alle für die Abwicklung des Treuhandgeschäftes er-

forderlichen Leistungen, die innerhalb der ISB von anderen Unternehmensbereichen 

erbracht und als IBLV auf die Förderprogramme bzw. auf die Stundensätze der mit 
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der Durchführung der Programme direkt Betrauten verteilt werden. In den Verrech-

nungen spiegelt sich die Struktur der Treuhandtätigkeiten wider, die auch u. a. die 

Einbeziehung juristischen Sachverstandes bspw. im Bereich des Beihilferechtes oder 

bei Widerrufen bzw. Rückforderungen und die umfangreiche Inanspruchnahme der 

IT umfasst. Die Spanne der Leistungen, die in der ISB über die IBLV auf die Stun-

densätze verrechnet werden, ist damit breiter als die vergleichbaren Kostenbausteine 

im Rahmen der Berechnungen von Personalkostenverrechnungssätzen für Beschäf-

tige des Landes, die insofern nicht die erforderliche Leistungsverflechtung darstellen. 

 

Zu Ziffer 3.2 d) i. V. m. 3.1 e): 

Zur Ausweitung des Kreditnehmerkreises bei Kommunalkrediten über Gebietskör-

perschaften und öffentlich-rechtliche Zweckverbände hinaus hatte das Land bereits 

im Abschlussgespräch mit dem Rechnungshof eine Überprüfung zugesagt.  

 

Diese hat ergeben, dass hier vermutlich eine terminologische Doppeldeutigkeit zu 

der Auffassung des Rechnungshofes geführt hat. So wird der Begriff „Kommunaldar-

lehen“ in verschiedenen Zusammenhängen unterschiedlich verwendet. Während die 

Verständigung II zu den Kommunaldarlehen ausschließlich Kredite an Gebietskör-

perschaften und kommunale Zweckverbände zählt, sind nach dem betriebswirtschaft-

lichen, bankwirtschaftlichen und bilanzrechtlichen Begriffsverständnis Kommunaldar-

lehen langfristige Kredite an Bund, Länder, Städte, Gemeinden, Kreise, Gemeinde-

verbände und kommunale Zweckverbände sowie an andere Körperschaften und An-

stalten des öffentlichen Rechts und an privatrechtliche Schuldner, die durch Kommu-

nalbürgschaften gesichert sind. Diese sehr weitgefasste Definition beinhaltet sowohl 

Darlehen an Gebietskörperschaften im Rahmen der Staatsinnenfinanzierung (Ziffer 2 

c) der Verständigung II, Kommunaldarlehen i. e. S.) als auch an kommunale Unter-

nehmen (in allen Rechtformen mit dem Zweck der Infrastrukturfinanzierung gem. Zif-

fer 2 a) der Verständigung II), die entsprechend unter einer Bilanzposition ausgewie-

sen sind.  

 

Hieraus folgt, dass dem Begriff „Kommunaldarlehen“ im o.g. betriebswirtschaftlichen 

sowie bank- und bilanzrechtlichen Sinne eine kreditnehmerbezogene Betrachtungs-

weise zu Grunde liegt, während die Verständigung II eine Differenzierung nach dem 

Finanzierungszweck vornimmt, nämlich in Ziffer 2 a) „Infrastrukturfinanzierung“ (ne-

ben anderen Zwecken, die hier aber nicht einschlägig sind) und in Ziffer 2 c) Finan-

zierung von Gebietskörperschaften (als Zweck: Staatsinnenfinanzierung).  
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Möglicherweise ergab sich die Auffassung des Rechnungshofes dadurch, dass für 

beide Finanzierungszwecke nach der Verständigung II seinerzeit eine gemeinsame 

Regelung in Form von Vergaberichtlinie und Organisationsanweisung bestand. Aus 

betriebswirtschaftlicher, bankwirtschaftlicher und bilanzieller Sicht ist das aber nahe-

liegend und nach der Verständigung II zumindest nicht ausgeschlossen. Es ist da-

nach festzuhalten, dass die ISB nur denjenigen Kreditnehmerkreisen Darlehen ge-

währt, die in der Verständigung II genannt sind. 

 

Zu Ziffer 3.3 a): 

Das FM hält eine klarstellende Regelung des räumlichen Wirkungskreises der ISB im 

ISBLG nicht für erforderlich. Ein strenges Regionalprinzip, wie etwa im Sparkassen-

bereich, besteht bei Landesförderinstituten nicht. Insbesondere enthält auch die Ver-

ständigung II keine entsprechenden Vorgaben. In der Praxis ergibt sich eine entspre-

chende Beschränkung in den meisten Fällen bereits aus den Förderaufgaben. Nur in 

diesem Sinne kann die Formulierung in dem vom Rechnungshof zitierten Memoran-

dum vom Februar 2012 im Zusammenhang mit der Verschmelzung der Landestreu-

hand (LTH) auf die ISB verstanden werden. Im Übrigen weisen sämtliche aktuell neu 

eingegangenen Finanzierungsmaßnahmen einen Bezug zu Rheinland-Pfalz auf. Dar-

lehen an Kommunen außerhalb von Rheinland-Pfalz werden seit September 2016 

nicht mehr vergeben. Auch der Vergleich mit anderen Landesförderinstituten zeigt, 

dass diese durchaus Tätigkeiten über die Landesgrenzen hinweg entfalten, soweit 

ein grundsätzlicher Bezug zum jeweiligen Bundesland gegeben war. 

 

Zu Ziffer 3.3 b): 

Eine entsprechende Änderung des ISBLG ist aus Sicht des FM nicht geboten. Die 

Verständigung II spricht an keiner Stelle von „Wettbewerbsneutralität", sondern von 

der „Beachtung des gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbots bei der 

Durchführung von Förderaufgaben“. Das Diskriminierungsverbot bezieht sich hierbei 

auf die Verpflichtung, potentiellen Leistungsempfängern im Rahmen von Förderauf-

gaben (nach Ziffer 2 a) der Verständigung II) gleichen Zugang zu den Leistungsan-

geboten der Förderinstitute zu gewährleisten. Ob der Hinweis auf das Durchleitungs-

prinzip und Konsortialfinanzierungen in der Verständigung II die direkte Vergabe von 

Krediten in solchen Fällen ausschließt, ist im Hinblick auf die dort gewählte Formulie-

rung („insbesondere“) mehr als fraglich. Nichtsdestoweniger reicht die ISB ihre För-

derkredite in der Regel im Hausbankverfahren aus. 
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Bei der Kommunalfinanzierung handelt es sich demgegenüber nicht um eine derarti-

ge Förderaufgabe. Eine rechtliche Verpflichtung zur Beschränkung der Kommunal-

kredite auf das Durchleitungsprinzip ist daher erst recht nicht ersichtlich. 

 

Die Verständigung II erlaubt ausdrücklich auch die Gewährung von Darlehen an Ge-

bietskörperschaften. Dies erklärt sich daraus, dass es sich bei der Gewährung von 

Kommunaldarlehen um eine zulässige Form der Staatsinnenfinanzierung handelt. 

Aus diesem Grund spielen insoweit Fragen der Wettbewerbsneutralität ebenso wenig 

eine Rolle.  

 

 

Zu Nummer 9: SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-

Pfalz mbH 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a) 1. Spiegelstrich: 

Nach einer ersten Abstimmung mit Vertretern der zwei privaten Gesellschafter wird 

die von Seiten des Rechnungshofes vorgeschlagene Kapitalherabsetzung für 

grundsätzlich umsetzbar gehalten. Die zur Sicherstellung der Liquidität der 

Gesellschaft erforderliche Eigenkapitalausstattung wird derzeit geprüft. 

 

Die privaten Gesellschafter haben überdies die grundsätzliche Bereitschaft zur 

Finanzierung von sonderabfallbezogenen Projekten im Rahmen der vom 

Rechnungshof vorgeschlagenen Kapitalreduzierung signalisiert. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a) 2. Spiegelstrich: 

Es werden aktuell Stellenbeschreibungen erstellt, auf deren Grundlage eine 

funktions- und sachgerechte Stellenbewertung vorgenommen wird. Inzwischen 

wurde eine Stellenbesetzungsliste erstellt, die künftig fortlaufend gepflegt und von 

den Kontrollgremien überwacht wird.  

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a) 3. Spiegelstrich: 

In Abstimmung mit den privaten Mitgesellschaftern wird bei Ausscheiden des 

nächsten Geschäftsführers die Notwendigkeit einer Nachfolge geprüft.  

 

Mit den privaten Mitgesellschaftern wurde ferner eine Umstellung auf den Tarifvertrag 15
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für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) erörtert. Ob und inwieweit eine 

Überleitung realisierbar ist, bleibt der rechtlichen Prüfung und den dafür 

erforderlichen gesellschaftsinternen Gremienbeschlüssen vorbehalten. Auch werden 

Besitzstandsregelungen Beachtung finden müssen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a) 4. Spiegelstrich: 

Derzeit wird die Einbeziehung der Kosten für die 
 bei der SAM anfallenden Personal- und Sachkosten für den Betreuer der 

Ordnungswidrigkeitenverfahren, 

 Software „Abfallüberwachungssystem“ (ASYS) und 

 bei der SAM anfallenden Personal- und Sachkosten für den Landes-ASYS-

Betreuer 

in die Gebührenrechnung geprüft. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a) 5. Spiegelstrich: 

Nach ersten Abstimmungen zwischen Vertretern aller Gesellschafter sollen in dem zu 

ändernden Gesellschaftsvertrag Regelungen zur eventuellen Erzielung und Verwen-

dung von Gewinnen aus dem Gebührenaufkommen, eindeutige Abgrenzungen der 

Zuständigkeiten von Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung sowie klare Rege-

lungen zu erforderlichen Mehrheiten bei Beschlüssen enthalten sein, die die erforder-

liche Einflussnahme des Landes auf die Gesellschaft sicherstellen. Dabei soll die 

Zuständigkeit für die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan dem Aufsichtsrat 

zugewiesen werden. 

 

Auch wird das Land darauf hinwirken, dass sinnvolle Regelungen aus der seit 1993 

bestehenden Konsortialvereinbarung in einer Präambel zum Gesellschaftsvertrag 

Eingang finden, sodass die vorgenannte Vereinbarung aufgelöst werden könnte.  

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Einbeziehung der mit der Koordination der Sonderabfallentsorgung in 

sachlichem Zusammenhang stehenden Kosten in die Festlegung der Gebührensätze 

wurde ebenfalls mit den privaten Mitgesellschaftern erörtert.  
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Zu Nummer 10: Einsatz mobiler Endgeräte 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a): 

Die Forderung des Rechnungshofes nach Entwicklung einer ressortübergreifenden 

Produktstrategie basierend auf einer angemessenen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

wird geteilt. Das Ministerium des Innern und für Sport (MdI) hat hierzu eine „Produkt-

strategie der Landesverwaltung für den Einsatz dienstlich genutzter mobiler Endgerä-

te“ erarbeitet, die von der Staatssekretärskonferenz am 18. Februar 2019 beschlos-

sen wurde. Die Produktstrategie tritt gemäß Nummer 5 der VV mobile Endgeräte 

vom 11. Dezember 2018 (MinBl. 2019, S. 50 ff.) am 1. Juli 2019 in Kraft. Im Zuge der 

weiteren Projektplanung wird eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, insbesondere hin-

sichtlich der Beschaffungsstrategie bei den Endgeräten, vorgelegt werden. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Forderung des Rechnungshofes sicherzustellen, dass die Betriebssysteme der 

Endgeräte auf einem aktuellen Stand gehalten werden, wird von der Landesregie-

rung geteilt. Für den sicheren Einsatz mobiler Endgeräte ist die regelmäßige Aktuali-

sierung der Betriebssysteme unabdingbar. In Nummer 2.5 der VV mobile Endgeräte 

ist daher die Etablierung eines Updateprozesses vorgesehen, der gewährleistet, 

dass sicherheitsrelevante Updates umgehend ausgerollt werden können. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 c): 

Die Forderung des Rechnungshofes, alle mobilen Endgeräte, die in die IT-

Infrastruktur des Landes eingebunden sind, mithilfe einer Mobile-Device-

Management-Lösung (MDM-Lösung) zentral zu verwalten und nach einheitlichen 

Vorgaben zu sichern, wird von der Landesregierung geteilt. In Nummer 3.3 der VV 

mobile Endgeräte wurde daher bestimmt, dass sämtliche dienstlich genutzten mobi-

len Endgeräte, die in die IT-Infrastruktur des Landes eingebunden werden sollen, 

durch das zentral betriebene MDM verwaltet werden müssen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Die Forderung des Rechnungshofes, dem Stand der Technik entsprechende, sicher-

heitsrelevante Ergänzungen der MDM-Lösung unter Beachtung des Grundsatzes der 

Wirtschaftlichkeit vorzunehmen, wird von der Landesregierung geteilt. Seit Beginn 

des Betriebs des MDM wurde die eingesetzte Lösung der Firma „VMware“ 

(AirWatch) stets aktualisiert. Daneben sind in der VV mobile Endgeräte, insbesonde-
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re mit der Container-Lösung (vgl. Nummer 2.2 der VV) sowie dem App-

Freigabeprozess (vgl. Nummer 3.5 der VV), ergänzende Maßnahmen vorgesehen, 

die die Sicherheit der mobilen Endgeräte zusätzlich zur eingesetzten MDM-Lösung 

weiter erhöhen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 e): 

Die Landesregierung teilt grundsätzlich die Forderung des Rechnungshofes sicher-

zustellen, dass nur sicherheitsgeprüfte Apps installiert werden können und hierzu ein 

definiertes Freigabeverfahren mit geeigneten Bewertungskriterien eingeführt wird. In 

der VV mobile Endgeräte (vgl. Nummer 3.5 der VV) wird hierzu ein App-

Freigabeprozess definiert. Danach müssen alle Apps, die in dem vom MDM ge-

schützten Bereich installiert werden sollen, diesen Freigabeprozess erfolgreich 

durchlaufen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 f): 

Die Forderung des Rechnungshofes nach einheitlichen und verbindlichen Mindest-

standards für technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen sowie nach 

einer Musterdienstanweisung und einer IT-Sicherheitsleitlinie für den Einsatz mobiler 

Endgeräte wird von der Landesregierung geteilt. Die geforderten Mindeststandards 

und die IT-Sicherheitsrichtlinie sind Gegenstand der VV mobile Endgeräte. Bezüglich 

der Musterdienstanweisung wird auf den vom Kabinett in seiner Sitzung am 11. De-

zember 2018 im Grundsatz gebilligten Entwurf einer Musterdienstanweisung "Nut-

zung von mobilen Endgeräten" verwiesen, der gegenwärtig mit der AG der Haupt-

personalräte und dem Landesbetrieb Daten und Information (LDI) abgestimmt wird. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 g): 

Die Forderung des Rechnungshofes, die erforderlichen technischen und organisato-

rischen Maßnahmen zu ergreifen, um auch bei einer privaten Nutzung der mobilen 

Endgeräte die Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der dienstlichen Daten zu 

gewährleisten, wird von der Landesregierung geteilt. Dabei ist die Landesregierung 

der Auffassung, dass eine private Nutzung dienstlicher mobiler Endgeräte aufgrund 

der damit einhergehenden Risiken grundsätzlich unterbleiben sollte. Falls in begrün-

deten Fällen eine private Nutzung zugelassen wird, ist zum einen nach dem Entwurf 

der Musterdienstanweisung eine qualifizierte Einwilligungserklärung des Nutzers ein-

zuholen. Zum anderen sind in der VV mobile Endgeräte sowie in dem Entwurf der 

Musterdienstanweisung technische Maßnahmen vorgesehen, um dienstliche und 
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private Daten sicher voneinander zu trennen. Nähere technische Lösungen hierzu 

waren Gegenstand einer Vorlage des MdI zur „Produktstrategie und Gewährleistung 

der Informationssicherheit beim Einsatz mobiler Endgeräte in der Landesverwaltung“ 

vom 30. Januar 2019, die die Staatssekretärskonferenz am 18. Februar 2019 zu-

stimmend zur Kenntnis genommen hat. 

 

 

Zu Nummer 11: Landeszentrale für Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz 

e.V. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a), b) und e) 

Im Jahresbericht des Rechnungshofes wurde mehrfach die neu gegründete Ar-

beits-/Projektgruppe „Ausrichtung der Förderung der Landeszentrale für Gesund-

heitsförderung e.V. 2020“ (LZG e.V.) erwähnt. Diese Arbeits-/Projektgruppe hat im 

Januar 2019 ihre Arbeit aufgenommen. Zunächst erfolgt eine Bestandsaufnahme 

aller Projekte des LZG e.V. und der diesbezüglichen bzw. bisherigen Zuständigkeiten 

im Geschäftsbereich des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demo-

grafie (MSAGD). 

 

Auf Basis dieser Bestandsaufnahme werden u.a. die zukünftige Ausrichtung des LZG 

e.V., die Abwicklung der Förderverfahren an einer Stelle und auch die noch offenen 

Forderungen (Buchstabe a, b und e) des Rechnungshofes behandelt. Die Ar-

beits-/Projektgruppe geht von ersten Ergebnissen im Laufe des Jahres 2019 aus. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 f) 

Das MSAGD achtet darauf, dass die Fördermaßnahmen an den entsprechenden zu-

wendungsrechtlichen Bestimmungen ausgerichtet werden. Darüber hinaus finden 

derzeit die vom Rechnungshof angesprochenen Prüfungen von Rückforderungen 

statt. Ergebnisse liegen noch nicht vor. 
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Zu Nummer 12: Durchführung von Bodenordnungsverfahren durch die 

Dienstleistungszentren Ländlicher Raum (DLR) 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a): 

Die Forderung des Rechnungshofes wird durch die Aufstellung eines neuen Perso-

nalentwicklungskonzeptes 2030 (PEK 2030) unter den nachfolgend aufgeführten 

Rahmenbedingungen umgesetzt. 

 

Um eine integrierte, nachhaltige Landentwicklung zu betreiben und gleichzeitig die 

Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft zu verbessern, sind Landnutzungskonflikte 

zu lösen, Flächen nach Lage, Form und Größe zu ordnen, die notwendige Erschlie-

ßung zu gewährleisten sowie für die unterschiedlichsten Ansprüche Flächen bereit-

zustellen. Die ländliche Bodenordnung dient auch in Zukunft als ganzheitliches In-

strument zur Erfüllung dieser nach dem Gesetz vordringlich zu bearbeitenden Aufga-

ben. Die Nachfrage und der Bedarf nach diesem Instrument sind in Rheinland-Pfalz 

ungebrochen sehr hoch und werden ergänzt durch neue Aufgaben und Anforderun-

gen. Der für die ländliche Bodenordnung zuständige Personalkörper ist Teil der Ag-

rarverwaltung, für die das Konzept „Personalentwicklung 2016-2022“ (PEK 2022) 

verbindlich eingeführt wurde. 

 

Dieses PEK 2022 hatte unter anderem zum Ziel, die Agrarverwaltung auf die Zukunft 

auszurichten und durch die Festlegung von Personalzielzahlen die Funktionsfähigkeit 

der DLR-Standorte durch eine Mindestausstattung zu gewährleisten. Die Zielzahlen 

für den Bereich Landentwicklung/Bodenordnung wurden in Höhe von 314 Vollzeit-

kräften (VZK) im PEK 2022 festgeschrieben. Im Vergleich zu 2007, als in diesem Be-

reich noch 480 VZK vorhanden waren, werden im Ziel bereits 166 VZK abgebaut 

sein. Durch den bereits vollzogenen immensen Personalabbau ist eine Synchronisa-

tion zwischen der Bearbeitung von Altverfahren mit der Anordnung neuer Bodenord-

nungsverfahren erforderlich. 

 

Aufgrund des großen Bedarfes an ländlichen Bodenordnungsverfahren zielen die 

Personaleinsatzplanungen und die Verfahrensoptimierungsmaßnahmen des Ministe-

riums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau (MWVLW) darauf ab, trotz 

des im PEK 2022 festgelegten Personalabbaupfades möglichst viele Landentwick-

lungsprozesse erfolgreich durchzuführen und eine hohe Effektivität des Verwal-

tungshandelns zu erreichen. 
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Da gerade auch im Zeitraum 2023 bis 2030 auf Grund der Altersstruktur in der Land-

entwicklungsverwaltung sehr große Personalabgänge stattfinden, wird das MWVLW 

zeitnah ein neues PEK 2030 erstellen und dabei auch den Ansatz des Rechnungsho-

fes, sich an einer Referenz-Produktionsgruppe zu orientieren, verfolgen. 

 

Dieses PEK 2030 wird die im aktuell geltenden PEK festgelegte Personaluntergrenze 

in Höhe von 314 VZK als Gesamtzielzahl vorsehen, da diese Anzahl die absolute 

Untergrenze ist, um den Anforderungen zur Entwicklung des ländlichen Raumes in 

Rheinland-Pfalz gerecht werden zu können und weiterhin einen möglichst großen 

Wertschöpfungsbeitrag der staatlichen Leistungen zu gewährleisten. Eine weitere 

Reduzierung dieses Personalkörpers ist nicht vertretbar. Auf Grund neuer Aufgaben 

und Schwerpunktsetzungen wird es im PEK 2030 unter Berücksichtigung der vom 

Rechnungshof definierten Referenzgruppen zu Verschiebungen zwischen den Per-

sonalausstattungen der einzelnen Abteilungen Landentwicklung kommen. Der vor-

handene Überhang im Bereich der weiteren Mitarbeiter (i.d.R. Entgeltgruppe (EG) 5 

und EG 6) wird durch künftige Stellenabgänge (die Stellen werden im Haushaltsplan 

mit dem Wegfallvermerk „kw“ versehen) berücksichtigt. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Forderung des Rechnungshofes wird durch ein neues Flurbereinigungspro-

gramm umgesetzt. Es ist vorgesehen, ein Konzept für die Einleitung neuer Flurberei-

nigungsverfahren unter Berücksichtigung der nachfolgenden Rahmenbedingungen, 

insbesondere des objektiven Bedarfs an Flurbereinigungsverfahren und der tatsäch-

lichen Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter, zu erstellen. 

 

Zur mittelfristigen Steuerung der Vorbereitung und Anordnungen der Bodenord-

nungsverfahren wird ein Flurbereinigungsprogramm erstellt. Dieses Programm wird 

unter Berücksichtigung der aktuellen Leitlinien Landentwicklung „Zukunft im ländli-

chen Raum gemeinsam gestalten“ der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Nachhalti-

ge Landentwicklung aufgestellt und periodisch fortgeschrieben. Dieses Programm 

wird auch das neu zu erstellende PEK 2030 unter dem Aspekt der tatsächlichen Leis-

tungsfähigkeit des Personals berücksichtigen. 

 

Um dem existierenden großen Bedarf an Bodenordnungsverfahren gerecht zu wer-

den, sind im Flurbereinigungsprogramm folgende Aufgabenschwerpunkte durchzu-

führen: 
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 Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft durch Fortfüh-

rung der Erstbereinigung und verstärkte Durchführung von schnellen Zweit-

bereinigungsverfahren. 

 Verbesserung der Produktionsbedingungen in den Steil- und Flachlagen im 

Weinbau. 

 Durchführung des Flächenmanagements für Infrastrukturmaßnahmen. 

 Durchführung von Waldflurbereinigungen zur Mobilisierung der Holzreser-

ven im Privatwald. 

 Durchführung des Flächenmanagements zur Umsetzung von landespflege-

rischen und ökologischen Maßnahmen und Maßnahmen zum Erhalt und 

Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen. 

 Unterstützung der Umsetzung von wasserwirtschaftlichen Maßnahmen, ins-

besondere zur Hochwasservorsorge. 

 Flächenmanagement zur Erhaltung und Aufwertung der Kulturlandschaften. 

 Durchführung von Bodenordnungsmaßnahmen zur Unterstützung einer 

nachhaltigen Dorfinnen- und Gemeindeentwicklung. 

 Durchführung des Flächenmanagements für Maßnahmen zur Entwicklung 

der Wirtschaftsfähigkeit des ländlichen Raumes (z. B. Weiterentwicklung der 

touristischen Potentiale). 

 

Diese Aufgabenschwerpunkte spiegeln sich auch in den Rückmeldungen des im Jah-

re 2016 durchgeführten ersten Teils eines Interessenbekundungsverfahrens wider. In 

der ersten Stufe des Interessenbekundungsverfahrens hatten 161 Gemeinden, in 

deren Gebiet schon einmal ein Antrag auf Durchführung einer Flurbereinigung ge-

stellt wurde, ihr Interesse auf Durchführung einer Flurbereinigung dargelegt. Entge-

gen der Darstellung des Rechnungshofes beinhalten die Interessenbekundungen 

sowohl privatnützige Ziele, wie z. B. Strukturverbesserung in der Landwirtschaft und 

im Weinbau, als auch öffentliche Ziele, wie die Umsetzung des Flächenmanage-

ments für kommunale oder andere öffentliche Träger, so dass sie sehr überzeugend 

den kurzfristigen Bedarf an Bodenordnungsverfahren in Rheinland-Pfalz anzeigen. 

 

Unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit des Personals der Flurbereinigungs-

verwaltung, der geplanten Personalentwicklung im Rahmen des PEK 2022 sowie der 

Tatsache, dass derzeit aufgrund der Überhänge nicht alle Flurbereinigungsverfahren 

in der gewünschten Geschwindigkeit abgearbeitet werden können, wurde entschie-

den, die zweite Stufe des Interessenbekundungsverfahrens noch nicht kurzfristig 
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durchzuführen, obwohl durch Anfragen und Besprechungen bekannt war, dass es 

noch einen wesentlich größeren Bedarf auf Durchführung von Flurbereinigungsver-

fahren gibt. Diese Entscheidung erfolgte auch unter dem Aspekt, dass bei der Durch-

führung der zweiten Stufe des Interessenbekundungsverfahrens, der offenen Inte-

ressenbekundung, Hoffnungen auf Durchführung von Flurbereinigungsverfahren ge-

weckt worden wären, die das Land Rheinland-Pfalz nicht erfüllen kann. Daher sind 

der tatsächliche Bedarf und das Interesse an Durchführung wesentlich höher als die 

161 Interessenbekundungen aus der ersten Stufe des Auswahlverfahrens. 

 

Neue Aufgaben zur Umsetzung in der Flurbereinigung: 

Dieser bisher geäußerte Bedarf an der Durchführung von Flurbereinigungsverfahren 

wird sich noch durch die neuen Herausforderungen an ein Flächenmanagement 

deutlich erhöhen, was bei den Interessenbekundungen weitestgehend noch nicht 

berücksichtigt war. Exemplarisch sind hierzu folgende Aufgaben aufgeführt: 

 Eine wichtige Aufgabe zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der landwirt-

schaftlichen Betriebe ist die Herbeiführung einer bedarfsgerechten Infra-

struktur, insbesondere die Herstellung und Verbesserung des Kernwegenet-

zes. Da die bestehenden gemarkungsübergreifenden Wege und die Haupt-

wirtschaftswege i.d.R. zu schmal sind, ist eine Verbreiterung dringend erfor-

derlich, damit diese mit den modernen Maschinen genutzt werden können. 

Hierzu ist vielfach ein Flächenmanagement erforderlich, was in den Flurbe-

reinigungsverfahren zur Umsetzung eines landesweiten zukunftsorientierten 

Verbindungswegenetzes durchgeführt wird. Diese Verfahren müssen be-

darfsgerecht und schnell durchgeführt werden. 

 Eine große Herausforderung ist in Rheinland-Pfalz derzeit die Erfüllung der 

Forderungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie. Damit die Maßnahmen auch 

fristgerecht umgesetzt werden können, ist vielfach ein Flächenmanagement 

erforderlich, denn viele Maßnahmen können nur umgesetzt werden, wenn 

die hierfür erforderlichen Flächen in das öffentliche Eigentum überführt wer-

den.  

 Für die Umsetzung von Maßnahmen zur Begleitung des Klimawandels ist 

teilweise ein Flächenmanagement erforderlich. Durch den verstärkten Ein-

satz von regenerativen Energien, wie Solar- und Windenergie, und die Nut-

zung von Biomasse zur Stromerzeugung kommen unterschiedliche Anforde-

rungen an die ländliche Entwicklung, wie zum Beispiel die Suche nach ge-

eigneten Standorten und einer zielgerichteten Erschließung hinzu. Weiterhin 
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ist eine umweltverträgliche Flächennutzung für die Gewinnung von Rohstof-

fen für Biogasanlagen eine wichtige Aufgabenstellung, die im Rahmen von 

Flurbereinigungsverfahren moderiert werden kann.  

 Der anhaltende Flächenverbrauch stellt zunehmend ein Problem für den 

ländlichen Raum dar. Flurbereinigungsverfahren können durch das Flä-

chenmanagement zur Reduzierung des Flächenverbrauchs beitragen. 

 Durch die Digitalisierung der Landwirtschaft werden neue Herausforderun-

gen auf die ländliche Entwicklung zukommen, die im Rahmen von schnell 

wirkenden Bodenordnungsverfahren begleitet werden müssen. 

 

Wertschöpfung durch ländliche Bodenordnungsmaßnahmen: 

Bei modernen Dienstleistungsbehörden muss neben der Effizienz des Verwaltungs-

handelns insbesondere auch die Effektivität staatlicher Leistungen im Mittelpunkt 

stehen. Dieser Aspekt wurde in der Prüfung nicht berücksichtigt. Die sachlich nicht 

nachvollziehbaren Personalkosteneinsparmöglichkeiten werden nicht im Verhältnis 

zu den gesamtgesellschaftlichen Effekten gesehen, die durch die ländlichen Boden-

ordnungsverfahren erzielt werden. So werden die Wirkungen der Bodenordnung auf: 

 die Bürger (z. B. Verringerung bzw. Vermeidung von Eigentumsverlusten), 

 die Allgemeinheit und die Umwelt (insbesondere Beschäftigungs- und Ein-

kommenseffekte, Beschleunigung von Infrastrukturmaßnahmen, Ermögli-

chung bzw. Beschleunigung kommunaler Planungen, Verbesserung des regi-

onalen Wegenetzes, Verbesserung des Hochwasserschutzes und der Was-

serqualität, Ermöglichung und Unterstützung von Naturschutzzielen, Verbes-

serung der Naherholung und des Freizeitwertes sowie Erhalt der Kulturland-

schaft), 

 auf die Wirtschaft (insbes. Bewirtschaftungsvorteile durch ein verbessertes 

Wegenetz, Optimierung der Flächenränder, Flächenbereitstellung für die re-

gionale Wirtschaft, Umsatzeffekte in der regionalen Tourismusbranche), 

 sowie auf den Staat (Vereinbarkeit verschiedener Projekte der öffentlichen 

Verwaltung sowie Erhöhung der Realisierungschancen der Gesamtplanung, 

Kostenersparnisse im Zuge der Flächenbereitstellung, Baukostenersparnisse 

durch eine beschleunigte Projektrealisierung)  

außer Acht gelassen und nicht monetär bewertet. 

 

Ein Verfahren zur Prognose des Zeitaufwandes für die einzelnen Meilensteine im 

Ablauf der Bodenordnungsverfahren, mit dem sich die Wirtschaftlichkeit objektiv be-
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werten lässt und das als Grundlage für Personalbedarfsermittlungen herangezogen 

werden kann, wurde seit dem Jahr 2000 vom für Landwirtschaft zuständigen Ministe-

rium entwickelt. Die Prognoseformeln wurden anhand verfahrensspezifischer Ar-

beitswerte, wie Verfahrensart, Verfahrensgröße, Fläche der Nutzungsarten, Anzahl 

der Ordnungsnummern und Anzahl der Flurstücke ermittelt. 

 

In den Jahren 2005-2007 wurde das Prognoseverfahren des für Landwirtschaft zu-

ständigen Ministeriums von einem externen Dienstleister zu einem Verfahren der 

Wirkungsanalyse und -prognose von Bodenordnungsverfahren weiterentwickelt und 

mit anderen Bundesländern abgeglichen. Mit Schreiben vom 6. September 2007 

wurde die Wirkungsanalyse und -prognose von Bodenordnungsverfahren in Rhein-

land-Pfalz einschließlich einer EDV-Lösung eingeführt. 

 

Den Anregungen des Rechnungshofes wird das MWVLW dadurch Rechnung tragen, 

dass eine externe Neuberechnung der Faktoren der Prognoseformeln erfolgt und 

diese für die Dienststellen verpflichtend neu eingeführt werden. In diese Neuberech-

nung werden die Auswertungsergebnisse der tatsächlichen Arbeitszeiten in den Ver-

fahren, die seit Erstellung des Prognoseverfahrens bearbeitet wurden, einfließen. 

 

In der aktuell vorgelegten Prüfungsmitteilung des Rechnungshofes sind die Berech-

nungen entgegen früherer Feststellungen auf die Kenngröße der Anzahl der Boden-

ordnungsverfahren in Verbindung mit der Bruttolaufzeit der Verfahren reduziert. Das 

Fehlen substantieller Indikatoren, die bundesweit als Kenngrößen für die Beurteilung 

von Flurbereinigungsverfahren anerkannt sind, lässt kaum aussagekräftige Schluss-

folgerungen für Personalberechnungen und Wirtschaftlichkeitsanalysen zu. 

 

Bei der Reduktion auf die Anzahl der Verfahren wurden weder die Fläche eines Flur-

bereinigungsverfahrens, noch die Anzahl der beteiligten Teilnehmer an einem Flurbe-

reinigungsverfahren sowie die Regelungsdichte und -komplexität berücksichtigt. 

 

Für die Ermittlung des Personalbedarfs teilt der Rechnungshof die Anzahl der ange-

ordneten Flurbereinigungsverfahren durch die Zahl der Verfahren, die von einer Re-

ferenz-Produktionsgruppe durchschnittlich bearbeitet werden können. Als Indikator 

für diese Zahl wird angenommen, dass ein Sachgebietsleiter Planung und Vermes-

sung 4 Flurbereinigungsverfahren gleichzeitig bearbeiten kann. Diese Annahme ent-
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spricht nicht der Realität. Dies machen folgende voneinander unabhängige Fakten 

deutlich:  

 Bei der Berechnung des Rechnungshofes wurden Verfahren berücksichtigt, die 

aufgrund der eingeschränkten Personalkapazitäten nur sehr eingeschränkt be-

arbeitet wurden. 

 MWVLW und Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) können anhand der 

Arbeitsergebnisse der Jahre 2013 bis 2017 plausibel und – da diese Zahlen 

auch aus den Arbeitsergebnissen abgeleitet worden sind – auch belastbar dar-

legen, dass jeder Sachgebietsleiter in diesem Zeitraum 2,54 Verfahren bearbei-

tet hat. Die Leistungsfähigkeit wurde dabei über alle Verfahrensarten in Abhän-

gigkeit der Verfahrensdauer und des Anteils der Verfahrensarten an der Ge-

samtanzahl der Verfahren ermittelt (gewichtetes Mittel). 

 Eine Sollvorgabe von 130 % der tatsächlichen Leistung muss eingeplant wer-

den, damit eine 100 %-Auslastung gewährleistet ist. Dies stützt die im ersten 

Aufzählungspunkt dargestellte Argumentation. 

 Eine Befragung in anderen Bundesländern, die in der Agrarstruktur vergleichbar 

sind, ergibt, dass die Sachgebietsleiter Planung und Vermessung dort ebenfalls 

maximal 3 Verfahren parallel bearbeiten. Der Rechnungshof bemerkt hierzu 

korrekterweise, dass die agrarstrukturellen Voraussetzungen in den unter-

schiedlichen Ländern schwer vergleichbar sind. Da Rheinland-Pfalz allerdings 

schwierigere agrarstrukturelle Voraussetzungen als die befragten Nachbarlän-

der aufweist, ist eine gleichzeitige Bearbeitung von mehr als drei Verfahren auf 

keinen Fall angemessen. 

 

Für die Erstellung des mittelfristigen Flurbereinigungsprogramms kann nur die realis-

tische, durchschnittliche Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter angesetzt werden. Diese 

ist, wie detailliert begründet, bei einem Sachgebietsleiter Planung und Vermessung 

maximal die aktive Bearbeitung von 3 Flurbereinigungsverfahren gleichzeitig. Die 

genauen zu stellenden Anforderungen an einen Sachgebietsleiter hängen maßgeb-

lich von den Faktoren Fläche eines Flurbereinigungsverfahrens, Anzahl der beteilig-

ten Teilnehmer und Regelungsdichte und -komplexität ab und müssen konkret bei 

der jährlichen Anordnungs- und Arbeitsplanung ermittelt und berücksichtigt werden. 

 

Die Anordnung neuer Flurbereinigungsverfahren wird aus den dargestellten Gründen 

zukünftig jährlich bedarfsgerecht auf Grundlage des neuen Landentwicklungspro-
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gramms, des neuen PEK 2030 und durch Auswertung der Wirkungsanalysen und      

-prognosen vom MWVLW freigegeben. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 c): 

Aufgrund der Forderung des Rechnungshofes wurden neue Controllingvorgaben er-

arbeitet und eine Qualifizierung des Berichtswesens umgesetzt.  

 

Bereits basierend auf den Feststellungen des Rechnungshofes aus dem Jahr 2000 

wurde für die Landentwicklungsverwaltung ein Controllingsystem als Mittel zur Füh-

rungsunterstützung entwickelt und eingeführt. Kern dieses Controllingsystems sind 

die Arbeits- und Leistungsziele, die in Form von Verfahrens-Meilensteinen im Be-

richtswesen geführt werden. 

 

Flurbereinigungsverfahren sind sehr komplexe Projekte, bei denen die Erfüllung der 

festgelegten Meilensteine von vielen, teilweise nicht selbst steuerbaren Faktoren ab-

hängt. Da nicht zu erwarten ist, dass regelmäßig ein vollständiges Erreichen aller 

Arbeitsziele realisiert werden kann, sind die Abteilungen Landentwicklung und ihre 

Vorgängerinstitutionen bereits seit etwa 35 Jahren angehalten, eine Sollvorhaltung 

von etwa 130 % der tatsächlich möglichen Leistung einzuplanen, damit unter Be-

rücksichtigung der nicht steuerbaren internen und externen Rahmenbedingungen 

und unvorhersehbaren Einflüssen immer eine möglichst 100 %ige Auslastung aller 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dem Bereich Landentwicklung gewährleistet ist. 

Gründe, warum das Erreichen von Meilensteinen verschoben werden muss, hängen 

nicht vom Fehlen einheitlicher und angemessener Leistungsanforderungen ab. 

 

Als interne Gründe sind hier vor allem Prozessbrüche zu nennen (z. B. krankheitsbe-

dingte Ausfälle, vorzeitige Ruhestandseintritte). Als externe Gründe sind vor allem 

kaum steuerbare Einflüsse durch Fremdplanungen (z. B. Windkraft, Infrastrukturpla-

nungen, Rohstoffabbau, Bewirtschaftungspläne, Bauleitpläne) rechtliche Rahmenbe-

dingungen (z. B. Artenschutz, Dauergrünland, Bauzeitenfenster, Monitoringauflagen), 

technische Rahmenbedingungen (z. B. Umstellung Amtliches Liegenschaftskataster-

informationssystem [ALKIS]) oder Beteiligungen von dritten Stellen (z. B. Zustim-

mungsvorbehalte, Liegezeiten bei Stellungnahmen Dritter) zu nennen. 

 

Die Steuerung mit Hilfe des Controllings und des Kontraktmanagements greift sehr 

gut. Durch geeignete Steuerungsmaßnahmen als Auswirkungen des Controllings 
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wird erreicht, dass kaum Verschiebungen auf den für die Teilnehmer und insbeson-

dere für die Bewirtschafter wichtigsten Meilenstein des Besitzübergangs entfallen. 

Als Konsequenz mussten in der Vergangenheit Meilensteine in anderen Bereichen, 

insbesondere in den für die Grundstückseigentümer weniger zeitkritischen Bereichen 

„Berichtigung der öffentlichen Bücher“, „Katasterberichtigung“ und „Abschluss“ ver-

schoben werden. 

 

Angemessene Leistungsanforderungen und Arbeitsziele werden auch zukünftig im 

Rahmen des Kontraktwesens im Gegenstromprinzip aufgestellt und durch das Con-

trollingsystem gesteuert. In jährlichen Planungs- und Arbeitsbesprechungen werden 

die Eckpunkte der Kontrakte zwischen den DLR und den Oberbehörden vereinbart 

und im Bedarfsfall nachgesteuert. 

 

Im Bereich des Controllings werden die Berichte aus der Datenbank „Berichtswesen“ 

als Grundlage für die Kontrakterstellung genutzt. 

 

Die vom Rechnungshof ermittelten fehlerhaften und unvollständigen Datensätze in 

dieser Datenbank wurden im Jahr 2018 berichtigt. Um zukünftig die Harmonisierung 

der Datenpflege in den einzelnen DLR gewährleisten zu können, wurden inzwischen 

seitens der Oberbehörden einheitliche und verbindliche Vorgaben für die Controller 

erstellt und 2018 verbindlich eingeführt. Durch eine Qualifizierung des Berichtswe-

sens wurde eine Reduktion der Termindaten und eine Konkretisierung der Standard-

berichte erreicht, die die Informationsbedarfe der Oberbehörden hinsichtlich ihrer 

Aufsichts- und Steuerungsfunktion gewährleistet und gleichzeitig zu einer Verbesse-

rung der internen Steuerung in den Abteilungen Landentwicklung der DLR führt. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Die Anzahl der Projektwicklungsstellen wird unter Beachtung der nachfolgenden 

Rahmenbedingungen auf zwei mit landesweiten Zuständigkeiten reduziert. In Ver-

bindung mit dem neuen PEK 2030 werden die Standorte unter Beibehaltung der 

DLR-Struktur überprüft. 

 

Das MWVLW wird im Rahmen der Erstellung eines neuen Landentwicklungspro-

gramms in Verbindung mit einem neuen PEK 2030 ein hieraus abgeleitetes, wirt-

schaftlich sinnvolles und langfristig tragbares Standortkonzept erstellen. Die derzeiti-

ge Struktur der sechs DLR wird in diesem Zusammenhang nicht in Frage gestellt. Die 
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regionalen Aufgabenstellungen und die umfassenden bürger- und eigentumsorien-

tierten Arbeiten vor Ort im Rahmen eines Bodenordnungsverfahrens erfordern eine 

vertretbare Erreichbarkeit und örtliche Präsenz in den Verfahrensgebieten der Flur-

bereinigung, die durch die flächendeckend verteilten Standorte der DLR gewährleis-

tet wird (z. B. Planwunschtermine und Verhandlungen mit jedem Bürger, Abstim-

mungstermine mit Gemeinde und Beteiligten). 

 

Den Empfehlungen des Rechnungshofes hinsichtlich der Entbehrlichkeit von Pro-

jektentwicklungsstellen wurde derzeit bereits in der Form Rechnung getragen, dass 

inzwischen schon drei Projektentwicklungsstellen „Ländlicher Raum“ (bei den DLR 

Mosel, Rheinpfalz und Westpfalz) aufgelöst worden sind. Die Projektentwicklungs-

stelle „Ländlicher Raum“ beim DLR Westerwald-Osteifel wird mit dem Eintritt des 

Projektleiters in den Ruhestand ebenfalls aufgelöst. Die Aufgaben dieser Stellen so-

wie die „Standardaufgaben“ der beiden verbleibenden Projektentwicklungsstellen 

„Ländlicher Raum“ wurden bzw. werden in die Produktionsgruppen übertragen bzw. 

werden dem Abteilungsleiter mit Mitarbeitern übertragen. Die Gruppen- und Projekt-

leitung dieser vier Projektentwicklungsstellen sind bzw. werden dann entbehrlich. 

Soweit die Leiter der Projektentwicklungsstellen bereits im Ruhestand sind, wurden 

die zugeordneten kw-Vermerke bereits vollzogen. 

 

Es ist allerdings erforderlich, zwei Projektentwicklungsstellen mit landesweiten Zu-

ständigkeiten beizubehalten. Diese Projektentwicklungsstellen werden eine Schlüs-

selfunktion bei der Umsetzung der neuen Aufgaben zur Entwicklung des Ländlichen 

Raumes übernehmen müssen. Eine Projektentwicklungsstelle muss sich dabei 

schwerpunktmäßig den perspektivischen Aufgaben der Landentwicklung in den 

Weinbauregionen widmen. Dies ist für Rheinland-Pfalz aufgrund der Bedeutung des 

Weinbaus und unter Berücksichtigung des Strukturwandels wichtig. Die darüber hin-

aus anfallenden Problemstellungen in den anderen landwirtschaftlich geprägten Re-

gionen wird die zweite Projektentwicklungsstelle bearbeiten.  

 

In diesen beiden Projektentwicklungsstellen müssen auch die Vorgaben und Strate-

gien des Landes sowie die Vorgaben des Bundes durch die Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ in Projekte und Verfahren 

weiterentwickelt werden, die dann von den Produktionsgruppen der einzelnen DLR 

umgesetzt werden. Hierzu gehören Aufgaben wie  
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 Die pilothafte Steuerung der Umsetzung von Projekten zum Thema Digitali-

sierung des ländlichen Raumes. 

 Begleitung des Umsteuerungsprozesses im Ländlichen Raum im Zuge des 

demographischen Wandels. 

 Pilotierung von flächenbezogenen Vorgaben der EU auf die Landentwick-

lung (z. B. Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, der Bodenschutzrichtli-

nie, der Vorgaben des Naturschutzes). 

 Der Entwicklung von Konzepten zur Offenhaltung und langfristigen Bewirt-

schaftung von Talauen und Hanglagen in unterschiedlichen Regionen.  

 Erprobung neuer Kulturlandschaftsprojekte im Zusammenwirken mit flä-

chenbezogenen touristischen Vorhaben. 

 Modellierung neuer Bodenordnungsprozesse als Reaktion auf die alternati-

ven Energiegewinnungsarten (z. B. Biogasanlagen, nachwachsende Roh-

stoffe, flächenhafte Solaranlagen, Nutzungsrechte bei Windkraftanlagen). 

 

Weiterhin müssen diese beiden Projektentwicklungsstellen bei der Betreuung von 

Integrierten Ländlichen Entwicklungsprozessen und vor allem den nationalen und 

internationalen Netzwerkbildungen mitarbeiten und für einen praxisnahen Wissens-

transfer sorgen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 e): 

Für die Einführung und Schulung des Landentwicklungsfachinformationssystems 

(LEFIS) wurde inzwischen bereits ein Konzept erstellt. Es sieht vor, bis 2023 alle 

Flurbereinigungsverfahren auf LEFIS umzustellen, außer Verfahren, die dann schon 

katasterberichtigt sind und deren Restbearbeitung in den Altsystemen erfolgen kann, 

ohne dass diese Systeme aufwandsrelevant gepflegt werden müssten. 

 

Mit Schreiben vom 4. Juni 2018 wurde die Verfahrensbearbeitung in LEFIS durch 

das MWVLW freigegeben. 2018 wurden bereits 8 Flurbereinigungsverfahren mit LE-

FIS bearbeitet. 2019 sollen weitere 25 Verfahren in die LEFIS-Bearbeitung überführt 

werden.  

 

Für den gesamten Einführungszeitraum werden auf Grund  

 des Schulungsaufwands, 

 des administrativen Aufwandes zum Anlegen und zur Migration der LEFIS-

Projekte,  
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 notwendiger Nacharbeiten und der Zertifizierungsarbeiten seitens der Ver-

messungs- und Katasterverwaltung,  

 des Betreuungsaufwands neu geschulter Mitarbeiter, 

 der erforderlichen Zeit zur Fertigstellung des Migrationstools und  

 des aufrechtzuerhaltenden Dienstbetriebes in den Abteilungen Landentwick-

lung 

realistisch fünf Jahre eingeplant. Dies korrespondiert mit der von der Arbeitsgemein-

schaft der Vermessungsverwaltungen (AdV) festgelegten GeoInfoDok-Umstellung im 

Jahr 2023. Bis zu diesem Zeitpunkt ist auch die Verfahrensbearbeitung in der Bo-

denordnung mit den Altsystemen in der verwendeten Betriebssystemumgebung un-

kritisch. 

 

Die LEFIS-Schulung der Mitarbeiter in der Verwaltung erfordert einen großen Auf-

wand sowohl bei der Technischen Zentralstelle als auch in den Abteilungen Land-

entwicklung.  

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 f): 

Soweit möglich werden die Abläufe durch Verbesserung der Geschäftsprozesse so-

wie durch den Einsatz neuer Technologien optimiert. Allerdings wird die Reichweite 

der Optimierungen als begrenzter eingeschätzt, als im Jahresbericht dargestellt.  

 

Schon seit der Reform der Landeskulturverwaltung nach der Methode des Business 

Reengineering wurden sukzessive alle Arbeitsschritte untersucht, soweit möglich op-

timiert sowie eine stetige Modernisierung der Messtechniken durchgeführt. Die da-

maligen Reformergebnisse wurden inzwischen zweimal überprüft und als Ergebnis 

bereits notwendige Nachsteuerungen vorgenommen. In den vom Rechnungshof vor-

geschlagenen Handlungsbereichen wurde Folgendes festgestellt bzw. veranlasst: 

LEFIS ermöglicht zwar die durchgängige integrale Bearbeitung von Bodenordnungs-

verfahren in einer Datenbank ohne die bis dato übliche Trennung von Sach- und 

Grafikdaten und bietet einen normbasierten Austausch zu ALKIS, greift aber verfah-

renstechnisch auf die in den Altsystemen enthaltenen optimierten Prozessschritte 

zurück, so dass durch die Einführung von LEFIS keine grundlegende Verfahrensbe-

schleunigung zu erwarten ist. 

 

Für Rheinland-Pfalz liegt derzeit auch im Ministerium der Justiz (JM) noch kein ab-

schließendes Konzept zur Einführung von DABAG (elektronisches Datenbankgrund-
31



- 31 - 
 

buch) vor. Das JM schätzt einen Zeitaufwand von 2-4 Jahren für die flächendecken-

de Übernahme der Solumstar-Daten in DABAG. Dann liegen allerdings nur die be-

reits jetzt über Solumstar zugänglichen Daten im neuen System DABAG vor, so dass 

noch kein Automationsfortschritt im Zusammenspiel mit der Flurbereinigungsverwal-

tung erreicht ist. Anschließend erfolgt als nächste Migrationsstufe die Umstellung und 

Strukturierung der Daten. Nach dem derzeitigen Stand wird DABAG nur je Rechtsfall 

(Buchungsstelle oder/und blattweise) umgestellt. Da die Flurbereinigungsverfahren 

im ländlichen Bereich durchgeführt werden, in dem weniger Rechtsfälle vorkommen 

als im städtischen Bereich, erfolgt demnach die Umstellung hier wesentlich langsa-

mer, als beispielsweise bei einer gemarkungsweisen Umstellung. Die zeitliche Abar-

beitung der kompletten Migration ist auch von den Personalressourcen bei den 

Rechtspflegern abhängig. Auch wenn für Rheinland-Pfalz noch kein Einführungskon-

zept für DABAG vorliegt, lässt sich aus dem Vorgenannten schließen, dass im Prog-

nosezeitraum des Rechnungshofes (bis 2030) keine flächendeckenden vollständig 

strukturierten DABAG-Daten für die Flurbereinigungsverfahren vorliegen werden und 

dass der Automationseffekt in diesem Zeitraum noch nicht zu Buche schlagen wird. 

Daher wird unter Beachtung dieser Entwicklungen nur ein eingeschränktes Optimie-

rungspotential gesehen. 

 

Zur Ermittlung weiterer Optimierungsmöglichkeiten sowie zur Verbesserung und Be-

schleunigung der Geschäftsprozesse wurde weiterhin Folgendes veranlasst: 

 Mit Schreiben vom 19. Dezember 2017 wurde eine Arbeitsgruppe „Restruk-

turierung der Verfahrensabläufe der ländlichen Bodenordnung“ eingesetzt, 

die Handlungsfelder zur Prozessoptimierung bei der Bearbeitung von Bo-

denordnungsverfahren identifizieren soll. 

 Mit Schreiben vom 27. Juli 2018 wurde eine Arbeitsgruppe „Optimierung der 

Verwaltungsarbeiten unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung 

(LEFIS/DABAG)“ eingesetzt. Diese Arbeitsgruppe hat bereits zweimal getagt 

und es fanden drei Erfahrungsaustausche mit den benachbarten Dienststel-

len in Hessen, Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen zu diesem 

Thema statt. 

 In einem Forschungsvertrag wurde das Institut für kommunale GeoInforma-

tionssysteme e.V. (IKGIS e.V.) in Darmstadt beauftragt, eine gutachterliche 

Stellungnahme zu erstellen, in der die Optimierungsmöglichkeiten zur 

Durchführung der Vermessungsarbeiten in einem Bodenordnungsverfahren 

nach dem Flurbereinigungsgesetz untersucht werden. Dabei sollen die ak-
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tuellen Entwicklungen in der Gerätetechnik (GNSS, Tachymeter, UAV) so-

wie des AFIS-ALKIS-ATKIS-Modells und des Programmsystems LEFIS be-

rücksichtigt werden. Aufgrund eines Zwischenergebnisses des Forschungs-

vertrages wurden in 2018 zehn weitere Feldrechner GETAC F110 sowie 3 

zusätzliche GNSS-Messgeräte LEICA GS18 beschafft. 

 

Endgültige Ergebnisse der zwei Arbeitsgruppen und des Forschungsauftrages liegen 

noch nicht vor. Es ist absehbar, dass einzelne Prozessoptimierungsvorschläge erar-

beitet werden. Die Zwischenergebnisse zeigen aber auch, dass wesentliche Perso-

naleinsparungen durch die Optimierungen nicht zu erreichen sind. 

 

 

Zu Nummer 13: Förderung von Maßnahmen zur Vermarktung des in Rhein-

land-Pfalz erzeugten Weines 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a): 

Zum 1. Januar 2019 wurde die Projektförderung aus Gemeinschaftsmitteln an die 

kleinen Gebiete eingestellt. Dadurch sind der zweckentsprechende Einsatz der För-

dermittel und die Einhaltung der Förder-Obergrenzen sichergestellt.  

 

Im Jahr 2018 ergab die Prüfung, dass die Umsetzung der Absatzförderungsprojekte 

der kleinen Gebiete aus Gemeinschaftsmitteln bereits angelaufen bzw. umgesetzt 

war. Soweit Vertrauensschutz für die Zuwendungsempfänger bestand, war eine 

Rückforderung für das Jahr 2018 und die Vorjahre daher nicht möglich. Ein geringer 

Betrag musste nicht mehr zur Auszahlung gebracht werden. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Neuordnung der gebietlichen Absatzförderungsstrukturen in der Pfalz ist abge-

schlossen. Seit dem 1. Januar 2019 obliegt die Abwicklung von Weinwerbemaßnah-

men ausschließlich der Gebietsweinwerbung Pfalzwein e.V. Damit ist die ordnungs-

gemäße Verwendung der Abgabe gewährleistet. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 c): 

Eine Anpassung der Verwaltungskosten hat in den vergangenen 23 Jahren nicht 

stattgefunden. Aufgrund der allgemeinen Kostensteigerung und des erhöhten Auf-
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wandes bei der Umsetzung wurde die Vergütung 20162 auf 1 % erhöht. Durch diese 

pauschale Vergütungsregelung erfolgt eine Anpassung der Unterdeckung der Ver-

waltungsaufwendungen der Bewilligungsbehörde bis zum Jahr 2017 und ab dem 

Jahr 2018 die Deckung der deutlich gestiegenen Verwaltungsausgaben. Diese resul-

tieren auch aus verfahrenstechnischen Anpassungen der neuen, im Jahr 2018 in 

Kraft getretenen Verwaltungsvorschrift Absatzförderungsgesetz Wein. 

 

Die Landwirtschaftskammer hat auf Basis des Haushaltsjahres 2018 eine Aufstellung 

des tatsächlichen Aufwandes vorgenommen. Die Verwaltungskosten liegen demnach 

bei knapp 120.000 Euro und damit deutlich höher als die derzeitige Vergütungsrege-

lung von 1 %. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Es wird derzeit daran gearbeitet, eine neue Rechtsgrundlage zu schaffen. Der Ge-

meinde- und Städtebund wird beteiligt. Konkrete Ergebnisse liegen noch nicht vor.  

 

 

Zu Nummer 14: Technologiezentren des Landes 

 

Zu Ziffer 3.2 a): 

Die Vertreter des Landes werden in den Gesellschaftsgremien darauf hinwirken, 

dass die örtlichen Mietpreise in den Zentren regelmäßig überprüft und angepasst 

werden, soweit dies rechtlich und tatsächlich möglich ist. 

 

Zu Ziffer 3.2 b): 

Der Rechnungshof berücksichtigt bei seiner Forderung ausschließlich die betriebs-

wirtschaftliche Seite der Betriebskosten für die Betreibergesellschaft sowie die mone-

tären Kosteneinsparungen für die Gründer. Außer Acht gelassen wird hingegen der 

eigentliche Grund, der seinerzeit ursächlich für die Errichtung der Technologiezen-

tren war: Es wurde davon ausgegangen, dass aus der unmittelbaren räumlichen Nä-

he zueinander, für die Gründer nicht monetarisierbare positive Synergien entstehen, 

die sich aus der Vernetzung der Gründer untereinander sowie mit weiteren innovativ-

technologieorientierten Einrichtungen ergeben. 

                                            
2 Zweite Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung zur Durchführung des Absatzför-

derungsgesetz Wein vom 11. Oktober 2016 34
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Nach Auffassung der Landesregierung können diese Aspekte weiterhin bejaht wer-

den. Dementsprechend sieht das Land ein Landesinteresse an der Beteiligung an 

den Zentren in Ludwigshafen und Kaiserslautern sowie – unter der Voraussetzung 

einer entsprechenden Neuausrichtung – auch in Mainz weiterhin als gegeben an. 

 

Zu Ziffer 3.2 c) i. V. m. Ziffer 3.1 a): 

Zur Forderung des Rechnungshofes über die Vertreter des Landes in den Gesell-

schaftsgremien darauf hinzuwirken, dass ein Konzept zur Verringerung oder Vermei-

dung von Fehlbelegungen entwickelt wird, hatte die Landesregierung zugesagt, die 

Erstellung objektiver Parameter für die Belegung der Zentren zu erwägen und durch 

externe Dritte verifizieren zu lassen. 

 

Da insbesondere der Prozess der Konsolidierung der Zentren und deren inhaltliche 

Neuausrichtung und Schwerpunktbildung noch nicht abgeschlossen ist, wurde dieser 

Punkt zunächst zurückgestellt, da die Entwicklung entsprechender Parameter ohne 

Kenntnis der inhaltlichen Neuausrichtung nach Auffassung der Landesregierung 

nicht zielführend ist. 

 

Zu Ziffer 3.2 c) i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Das Innovations- und Gründerzentrum Region Trier GmbH (IGZ) wurde zum 31. De-

zember 2018 liquidiert. Nach Ablauf des rechtlich vorgeschriebenen Sperrjahres wird 

die Gesellschaft voraussichtlich mit Ablauf des Jahres 2019 aus dem Handelsregister 

gelöscht.  

 

In Bezug auf die TechnologieZentrum Koblenz GmbH (TZ Koblenz) beabsichtigt die 

Landesregierung die Veräußerung ihrer Gesellschaftsanteile an die Mitgesellschafter. 

Ein Wertgutachten für die TZ Koblenz liegt seit Februar 2019 vor und wird aktuell mit 

dem Ziel der Veräußerung der Landesanteile an die Mitgesellschafter geprüft. 

 

 

Zu Nummer 15: Gründungsbüros an Hochschulen 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau (MWVLW) hat 

auf die gesonderte Erfassung der Personal- und Sachkosten bei den Hochschulen 
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hingewirkt. Die Hochschulen haben zugesagt, die Ausgaben für die Gründungsbüros 

künftig gesondert zu erfassen3. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Die Gründungsbüros und das MWVLW haben sich verständigt, die Indikatoren, die 

während der Aufbauphase erhoben wurden, weiterhin zu erheben. Die Gründungs-

büros haben zugesagt, die Indikatoren regelmäßig und zeitnah zu erfassen. Die er-

hobenen Indikatoren aller Gründungsbüros werden in einer Jahresübersicht zusam-

mengeführt und Anfang jedes Jahres an das MWVLW übermittelt. 

 

Eine Erfassung weiterer Angaben wird im Rahmen der bereits gegenüber dem 

Rechnungshof angekündigten Untersuchung geprüft. Sofern die Untersuchung eine 

Erhebung weiterer Angaben anrät, wird dem nachgekommen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 f): 

Die Gründungsbüros bieten schon jetzt verschiedene zentrale Angebote an. Das wei-

tere Öffnen oder Zentralisieren von Angeboten wird grundsätzlich begrüßt. Hierzu 

steht das MWVLW im Austausch mit den Gründungsbüros.  

 

Die Kooperation der Gründungsbüros in Rheinland-Pfalz wurde bereits in der Ver-

gangenheit eingeleitet und ist weiterhin gelebte Praxis. Weitere Möglichkeiten zu Ko-

operationen oder zu einer weiteren Bündelung von Aufgaben der Gründungsbüros 

werden Gegenstand der angekündigten Untersuchung sein.  

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 g): 

Die Vorbereitungen für die Erfolgskontrolle laufen. Die Ergebnisse sollen im ersten 

Halbjahr 2020 vorliegen. Dabei werden die Feststellungen des Rechnungshofes in 

die Untersuchung einfließen. Sollte das Untersuchungsergebnis eine Bündelung von 

Aufgaben anraten, wird sich das MWVLW für eine Realisierung einsetzen, sofern 

dies die Hochschulen nicht dabei einschränkt, Fördermittel aus den EXIST-

Förderlinien zu erhalten.  

 

 

                                            
3 Einzelne Hochschulen haben mitgeteilt, dass die Kostenrechnung so weit implementiert sei, dass die 
direkten Einzelkosten grundsätzlich auf Kostenstellen gebucht werden. Ein Vollkostenausweis (inkl. 
indirekter Kosten) sei jedoch im nichtwirtschaftlichen Bereich bisher noch nicht implementiert und nur 
über einen Gemeinkostenzuschlag darstellbar. 36
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Zu Nummer 16: Förderung des Ausbaus des Verkehrslandeplatzes Speyer 

 

Zu Ziffer 3.2 a): 

Es wird darauf hingewirkt, dass vor Bewilligung von Zuwendungen für Verkehrsinfra-

strukturmaßnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sowie projekt-

begleitende und abschließende Erfolgskontrollen durchgeführt werden. 

 

Beim Ausbau des Verkehrslandeplatzes Speyer wurde mit der Inbetriebnahme der 

verlängerten Start- und Landebahn im Jahr 2013 der Förderzweck (Sicherstellung 

des Flugbetriebes für bestimmte Luftverkehre bzw. Flugzeugmuster) erreicht. Soweit 

der Rechnungshof beanstandet, dass die ehemals prognostizierten höheren Flugbe-

wegungen nicht in vollem Umfang eingetreten sind, wird darauf hingewiesen, dass 

Förderzweck des Flugplatzausbaus nicht die Steigerung der Flugbewegungen war, 

sondern die grundsätzliche Gewährleistung des Flugbetriebes für bestimmte Flug-

zeugmuster, die für den Flugplatz und dessen Nutzer von besonderer Relevanz sind. 

 

Zu Ziffer 3.2 b): 

Die Binnenmarktrelevanz stellt ein zunehmend bedeutsames Thema dar, welches 

aus dem EU-Primärrecht abgeleitet wird und über den Einzelfall hinausgeht. Es ist 

vorgesehen, Ausführungen zur Binnenmarktrelevanz in der Neufassung der Verwal-

tungsvorschrift „Öffentliches Auftragswesen in Rheinland-Pfalz“ aufzunehmen. Ziel 

dieser Verwaltungsvorschrift ist es, von den öffentlichen Auftraggebern zu beachten-

de Rechtsvorschriften im unterschwelligen Vergabebereich zusammenzufassen, zu 

strukturieren und transparent zu machen. Sie soll wie bisher auch einen Hinweis ent-

halten, wonach bei Zuwendungen des Landes zu prüfen ist, ob und inwieweit die 

Verwaltungsvorschrift durch entsprechende Auflagen zum Bestandteil des Zuwen-

dungsbescheides gemacht werden kann. Der Entwurf steht kurz vor der Ressortab-

stimmung und wird auch dem Rechnungshof zur Anhörung zugeleitet. 

 

Zu Ziffer 3.2 c): 

Der vom Zuschussempfänger erstellte Schlussverwendungsnachweis für das Ge-

samtprojekt ist von der Investitions- und Strukturbank (ISB) geprüft worden und liegt 

nunmehr zur Durchsicht vor. Nach Auswertung des Prüfungsergebnisses der ISB 

wird zu entscheiden sein, ob und in welchem Umfang die bislang ausgezahlten Zu-

schüsse durch zuwendungsfähige Rechnungen belegt sind. Ist dies nicht in vollem 
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Umfang der Fall, ist eine Rückforderung der nicht ordnungsgemäß nachgewiesenen 

Teilbeträge erforderlich.  

 

Zu Ziffer 3.2 d): 

Gemäß Festlegung im Bewilligungsbescheid vom 10. März 2010 wurde der ISB auf 

der Basis der bestehenden Vereinbarungen mit dem Land Rheinland-Pfalz die för-

der- und finanztechnische Abwicklung des Fördervorhabens übertragen. Die ISB hat 

hierzu dargelegt, dass nach den Bewilligungsbedingungen eine eingehende Beleg-

prüfung erst nach Abschluss des Förderprojektes im Rahmen der Prüfung des 

Schlussverwendungsnachweises zwingend erforderlich sei. 

 

Die ISB hat dargelegt, dass die ISB-internen Verfahrensweisen bei der Auszahlung 

von Landeszuwendungen bereits vor einiger Zeit überprüft und optimiert worden sei-

en, sodass etwaige Prüfdefizite bzw. Fehlentwicklungen wie bei dem Förderprojekt 

Flugplatz Speyer für die Zukunft ausgeschlossen werden können. 

 

Zu Ziffer 3.2 e) i. V. m. Ziffer 3.1 a): 

Die Prüfung einer nachträglichen dinglichen Sicherung der Zuschüsse ist noch nicht 

abgeschlossen. 

 

Zu Ziffer 3.2 e) i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Ermittlung und Bewertung der vergaberechtlich relevanten Sachverhalte konnte 

in der Kürze der Zeit noch nicht abgeschlossen werden, sodass über etwaige förder-

rechtliche Konsequenzen noch nicht abschließend berichtet werden kann. 

 

 

Zu Nummer 17: Schulbuchausleihe 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 a): 

Kommunale Spitzenverbände und das Ministerium für Bildung (BM) haben der Dy-

namisierung der Verwaltungskostenpauschale am 11. Januar 2019 einvernehmlich 

zugestimmt. Grundlage für die künftige Anpassung der Verwaltungskostenpauschale 

werden die Tarifanpassungen im Bereich des Tarifvertrags für den öffentlichen 

Dienst (TVöD) sein. 
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Ergänzend ist anzumerken, dass das BM die vom Rechnungshof empfohlene Ver-

waltungskostenpauschale bereits zum Ende des Jahres 2018 – rückwirkend zum 

Schuljahr 2017/2018 – an die Schulträger zur Entlastung der kommunalen Haushalte 

überwiesen hat (Erhöhung pro Teilnehmerin bzw. Teilnehmer in der Primarstufe um 

2 EUR auf 14 EUR und um 6 EUR auf 20 EUR in den Sekundarstufen I und II). An 

die Schulträger wurde für das abgelaufene Schuljahr 2017/2018 ein Betrag von 

1.318.710 EUR und das laufende Schuljahr 2018/2019 eine Summe von 

1.436.648 EUR ausgezahlt. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Schulträger (sowie die kommunalen Spitzenverbände) und Schulen werden vom 

BM regelmäßig und frühzeitig in elektronischer Form über ihre im Rahmen der 

Schulbuchausleihe durchzuführenden Aufgaben informiert. Künftig werden beide Ak-

teure in diesen Schreiben zudem auf die vom Rechnungshof festgestellten Empfeh-

lungen zur Verringerung des Aufwands an den Schulen und beim Schulträger hinge-

wiesen und gebeten, diese zu befolgen. Des Weiteren werden die aufgezeigten Op-

timierungen mit den kommunalen Spitzenverbänden besprochen und diese gebeten, 

ihren Mitgliedskommunen zu empfehlen, die Vorschläge des Rechnungshofes umzu-

setzen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 c): 

In Abstimmung mit dem Pädagogischen Landesinstitut wird zur Reduzierung des 

Lernmittelbestands bereits zum Schuljahr 2019/2020 die Bedarfsdeckung für das 

neue Schuljahr auf den ersten Tag der Sommerferien verschoben. Folglich können 

die Schulträger künftig nicht mehr zum Ende des alten Schuljahres eine Bestellung 

für das neue Schuljahr durchführen. Infolge dieser Maßnahme wird auch die im Sys-

tem implementierte Verlustquote bei der Erstbestellung deaktiviert. Dadurch ist si-

chergestellt, dass künftig bei jeder Bestellung der faktische und kein fiktiver Depotbe-

stand berücksichtigt und beim Buchhandel der tatsächliche Lernmittelbedarf bestellt 

wird. Des Weiteren wird zum Schuljahr 2019/2020 auch die aktuell im Schulträger-

portal existierende Reservequote auf null reduziert. 

 

Die Wirksamkeit der Maßnahmen im Hinblick auf die Reduzierung der Lernmittelre-

serven wird ab dem Schuljahr 2019/2020 evaluiert. 
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Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Die Landesregierung wird Schulträger und Schulen in den im April 2019 zu versen-

denden elektronischen Briefen erneut auffordern, die vom System generierten Ver-

sand- und Empfangslisten zu bearbeiten und nur in einem absoluten Ausnahmefall, 

der zu dokumentieren ist, zu stornieren. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 e): 

Die Landesregierung wird unter Beachtung der pädagogischen Einschätzung der 

Lehrkräfte prüfen, ob und inwieweit an den Schulen der Einsatz von Arbeitsheften 

eingeschränkt werden kann. In einem ersten Schritt wurden die Schulen mit Elektro-

nischer Post für Schulleitungen (EPoS-Schreiben) vom 13. März 2019 über die Emp-

fehlung des Rechnungshofes unterrichtet und gebeten zu untersuchen, inwieweit sie 

den Einsatz von Arbeitsheften vor Ort reduzieren können. 

 

Ergänzend zu der bereits im Jahresbericht aufgeführten Stellungnahme ist anzumer-

ken (siehe Jahresbericht 2019, Seite 165, letzter Absatz zu Ziffer 2.5.3 Arbeitshefte), 

dass BM und Pädagogisches Landesinstitut zwischenzeitlich das aktuelle Verfahren 

zur Inventarisierung und Ausgabe der Arbeitshefte einer ersten Analyse unterzogen 

haben. 

 

Obwohl noch kein abschließendes fachliches Konzept zur Umsetzung der Empfeh-

lung des Rechnungshofes vorliegt, hat sich gezeigt, dass im Falle deren Umsetzung 

in allen Portalen der Schulbuchausleihe technische Anpassungen vorzunehmen sind. 

Eine detaillierte Analyse des Sachverhalts erfordert einen erheblichen Zeitaufwand 

sowohl beim Pädagogischen Landesinstitut als auch beim BM. 

 

Aufgrund der aktuell anstehenden und bereits eingeplanten Umsetzung verschiede-

ner Portaloptimierungen und den Empfehlungen des Rechnungshofes zum Schuljahr 

2019/2020, erfolgt diese Analyse Ende 2019. 

 

Infolge der gravierenden Portaländerungen zur Umsetzung des vorgenannten Vor-

schlags müssten die Schulträger auch ihre gewohnten Arbeitsschritte zur Inventari-

sierung und Paketierung von Arbeitsheften verändern. Daher wird die Anregung des 

Rechnungshofes auch mit den Schulträgern erörtert. 
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Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 f): 

Die Landesregierung schließt sich der Empfehlung des Rechnungshofes an. Zur Re-

alisierung des Austauschs der Schülerdaten zwischen Schulverwaltungsprogramm 

und Schulbuchausleihe wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, deren erste Sitzung am 

29. März 2019 stattfand. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 g): 

Dieser Vorschlag des Rechnungshofes wird vollumfänglich unterstützt. Eine öffent-

lich-rechtliche Ausgestaltung der Nutzungsüberlassung der Lernmittel wird die kom-

munalen Schulträger bei der Geltendmachung und Beitreibung von Schadensersatz 

erheblich entlasten. Sie können die Schadensersatzbearbeitung dann mit eigenem 

Personal und den ihnen bekannten öffentlich-rechtlichen Vorschriften durchführen.

  

Das BM prüft, ob in der Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit und die entgelt-

liche Ausleihe von Lernmitteln (LernMFrhAuslV) die Nutzungsüberlassung der Lern-

mittel öffentlich-rechtlich ausgestaltet werden kann. Sofern dies möglich sein sollte, 

wird das BM zeitnah mit dem Verfahren zur Änderung der LernMFrhAuslV beginnen. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 h): 

In Abstimmung mit dem Pädagogischen Landesinstitut werden bereits zum Schuljahr 

2019/2020 für nachfolgende Verfahrensschritte verbindliche zeitliche Vorgaben einge-

führt bzw. bereits vorhandene angepasst: 

a) Festlegung eines verbindlichen Enddatums, bis zu dem Schülerinnen bzw. 

Schüler künftig ihre rückgabepflichtigen Lernmittel beim Schulträger zurück-

geben müssen (Planung: letzter Tag der Sommerferien). 

b) Generierung der Schadensersatzfälle zum Schuljahresende. Dies erfolgt künf-

tig für alle Schulträger zu einem im Zeitplan der Schulbuchausleihe fixierten 

Termin durch das Pädagogische Landesinstitut. 

c) Vorverlegung des Inventurzeitpunktes: In 2019 bereits umgesetzt, denn die 

diesjährige Inventur beginnt vor den Osterferien. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 i): 

Derzeit definieren BM und Pädagogisches Landesinstitut die Anforderungen für die 

Einführung eines Standardberichtswesens und ermitteln die dafür erforderliche Per-

sonalausstattung. Nach Erfüllung dieser Punkte wird das Standardberichtswesen in 

das bestehende Auswertungssystem der Schulbuchausleihe integriert. Anschließend 
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wird es möglich sein, in regelmäßigen Abständen Auswertungen zur Prozesssteue-

rung durchzuführen. 

 

 

Zu Nummer 18: Förderung der Schulsozialarbeit durch das Land 

 

Zu Ziffer 3.2 a) i. V. m. Ziffer 3.1 e): 

Die teilweise unterbliebene Kürzung der Fördermittel wurde im Bereich der allge-

meinbildenden Schulen – soweit noch realisierbar – inzwischen geltend gemacht. In 

drei von vier Fällen war dies aufgrund der verstrichenen Jahresfrist gem. § 49 III S. 2 

i.V. m. § 48 IV Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) – sowie davon in zwei Fällen 

zusätzlich wegen der überschrittenen Aufbewahrungsfrist für Belege von fünf Jahren 

– nicht möglich.  

 

Um zukünftig das Übersehen von meist einmonatigen Vakanzen zu vermeiden, wur-

den im Abrechnungsverfahren Sicherungsmechanismen (Abgabe einer gezielten Er-

klärung im Verwendungsnachweis sowie Anlage zum Verwendungsnachweis zur 

Darstellung der nicht besetzten Stellenanteile bezogen auf einen Zeitrahmen) einge-

baut, die künftig eine korrekte und zeitnahe Rückforderung sicherstellen. 

 

Bei den berufsbildenden Schulen Bad Dürkheim, Bad Neuenahr-Ahrweiler, Ingelheim 

und Montabaur wurden die Kürzungen nachträglich vorgenommen.  

 

Zu Ziffer 3.2 b): 

Die Standards und auch die künftige Verwaltungsvorschrift beschreiben Zielrichtung 

und Aufgabenstellung der vom Land geförderten Schulsozialarbeit. Die Landesförde-

rung bezieht sich auf einen festgelegten Stellenumfang und somit auf die zu erbrin-

gende Arbeitszeit. Weitere detaillierte Vorgaben hinsichtlich des konkreten Einsatzes 

(auch der Arbeitszeitregelung in den Ferien) sind bewusst unterblieben, um den Trä-

gern dieser Maßnahme der Kinder- und Jugendhilfe einen individuellen, am jeweili-

gen Bedarf orientierten Einsatz zu ermöglichen. Dazu können auch Ferienmaßnah-

men unter Leitung der Schulsozialarbeit gehören, die Teil des Aufgabenspektrums 

sein können. Eine Regelung hierzu ist Gegenstand der Vereinbarung zur Kommuni-

kations- und Kooperationsstruktur, die die Träger der Schulsozialarbeit und Schule in 

der Regel abschließen. 
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Auch bei den berufsbildenden Schulen erfolgt die Regelung vor Ort im Einzelfall.  

 

Zu Ziffer 3.2 c): 

Die Frage nach dem Erfolg und den Erfolgsbedingungen von Schulsozialarbeit als 

Teil der Jugendsozialarbeit ist wichtig, um dieses komplexe Angebot nach einer Pha-

se des Aufbaus weiterzuentwickeln. Deshalb wurde in manchen Kommunen die Eva-

luation in Auftrag gegeben (Beispiel: Schulsozialarbeit an Grundschulen in Mainz). 

 

Deutlich ist allerdings, wie schwierig die Definition messbarer Ziele ist, da Rahmen-

daten des Schul- und Jugendhilfesystems, wie die Zahl der Schulabgänger ohne Ab-

schluss, die Zahl der Schulverweigerer, Daten zu Fehlzeiten und zu Streitschlichtun-

gen den Erfolg der Schulsozialarbeit alleine nicht widerspiegeln können. 

 

Die Heterogenität und Komplexität dieses sozialpädagogischen Angebotes der Kin-

der- und Jugendhilfe in und mit Schule wird beispielsweise in den Förderkriterien des 

Landes, den „Standards der Schulsozialarbeit an allgemeinbildenden Schulen, die 

den Abschluss der Berufsreife anbieten“, deutlich. Schulsozialarbeit zielt nicht nur auf 

die Schülerinnen und Schüler, sondern auch auf die Institution Schule, die Eltern und 

auch auf das Gemeinwesen. Entsprechend vielfältig ist die Aufgabenstellung, die je 

nach Stundenumfang laut den „Standards“ eine Begrenzung des Aufgabenkataloges 

erfordert.  

 

Dem Vorschlag des Rechnungshofes soll dadurch gefolgt werden, dass möglichst mit 

einem Partner aus dem Bereich der Forschung und den beteiligten Akteuren der 

Schulsozialarbeit ein Monitoringsystem entwickelt wird. Ergänzend wird die Einrich-

tung eines Qualitätsweiterentwicklungsprogramm geprüft. Darüber wird die Landes-

regierung berichten. 
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Zu Nummer 19: Festsetzung, Erhebung und Verwendung der Abwasserab-

gabe 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m Ziffer 3.1 a): 

Die aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe gebildeten Ausgabereste werden 

weitgehend für Maßnahmen kommunaler Aufgabenträger entsprechend den nach 

§ 13 Abwasserabgabengesetz (AbwAG) zulässigen Maßnahmenkategorien zweck-

gebunden eingesetzt. 

 

Die wasserwirtschaftliche Förderung auf der Grundlage der Förderrichtlinien Was-

serwirtschaft basiert auf den im Mittelfristigen Investitionsprogramm (MIP-Förderung) 

eingestellten Anträgen der Träger der wasserwirtschaftlichen Pflichtaufgaben (insb. 

Abwasserbeseitigung, Wasserversorgung, Gewässerentwicklung etc.). 

 

Die Ausgabereste aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe liegen deutlich unter 

den von den Maßnahmeträgern mittelfristig beantragten Zuwendungen. Insgesamt 

sind in der MIP-Förderung derzeit Investitionen im Umfang von rd. 388 Mio. EUR für 

den Zeitraum 2019-2025 angemeldet. Etwa 40 v. H. dieses Investitionsvolumens ent-

fällt auf Maßnahmen entsprechend § 13 AbwAG. 

 

Bei der Aufstellung des jährlichen Förderprogramms werden die Ausgabereste ein-

bezogen. Mittelfristig trägt dies zum Abbau der Ausgabereste bei. 

 

Mit den Förderrichtlinien vom 30. November 2017 wurden neue finanzielle Anreize 

für umweltpolitisch wichtige Maßnahmen gesetzt. Beispielsweise gilt dies für die 

energetische Optimierung von Abwasserbehandlungsanlagen durch Umstellung auf 

Faulung, eine verbesserte Spurenstoffelimination oder auch Maßnahmen zur Zentra-

lisierung der Schlammbehandlung. Viele Maßnahmeträger beschäftigen sich derzeit 

intensiv mit diesen Themenstellungen. In den kommenden Jahren ist daher eine 

Vielzahl von Förderanträgen für Großprojekte zu erwarten. In der Folge ist mit einem 

erhöhten Mittelabfluss zu rechnen. 

 

Für das Jahr 2019 ist eine Steigerung der Inanspruchnahme des Förderprogramms 

vorgesehen. Der Erfolg ist jedoch von mehreren, von Seiten des Ministeriums für 

Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten (MUEEF) nicht zu beeinflussenden Fakto-

ren abhängig. Beispielhaft werden erwähnt:  
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 begrenzte personelle Ressourcen auf Seiten der mit der Maßnahmenent-

wicklung zu beauftragenden Planungsbüros, 

 begrenzte personelle Ressourcen auf Seiten der Umweltverwaltung für die 

Genehmigung und Begleitung der entsprechenden Bauvorhaben, 

 Abhängigkeit der wasserwirtschaftlichen Maßnahmen von anderen kommu-

nalen Vorhaben (z. B. Straßenbau), 

 bestehende Unsicherheiten in der Planung (z. B. Grunderwerb) oder Aus-

führung (Baugrundbeschaffenheit, Ausschreibungsergebnisse etc.). 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Der Aufgabenkatalog zum Vollzug der Abwasserabgabengesetze wurde unter Be-

rücksichtigung der Geschäftsordnung detailliert überarbeitet und strukturiert. Die Zu-

ordnung von Personal zu einzelnen Aufgaben ist eingeleitet. Diese zeigt, dass es zu 

personellen Abweichungen in der Zuordnung kommen wird. Insgesamt wird nach 

derzeitiger Einschätzung der Personalaufwand zum Vollzug der Abwasserabgaben-

gesetze den derzeitigen Gesamtaufwand, der auch im Haushaltsplan 2019/2020 

veranschlagt ist, nicht unterschreiten. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 c): 

Aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe werden die notwendigen Sachausgaben, 

größtenteils der Aufwand für die IT-Fachanwendungen, finanziert. Anstelle der bishe-

rigen summarischen Zuordnungen wird künftig eine differenzierte Ermittlung des 

Sachaufwandes erfolgen. Hierzu wird derzeit ein aus den im Einsatz befindlichen 

wasserwirtschaftlichen Fachanwendungen abgeleiteter Kostenschlüssel ermittelt, auf 

dessen Grundlage die Gesamtausgaben den jeweiligen Bereichen (Abwasserabga-

be, Wasserentnahmeentgelt, allgemeine wasserwirtschaftliche Förderung) zugeord-

net werden können.  Es zeichnet sich im Wesentlichen eine Teilverlagerung der Auf-

wendungen zu Lasten des Aufkommens aus dem Wasserentnahmeentgelt ab.  

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 d): 

Das Verordnungsverfahren zur Anpassung des Gebührenverzeichnisses an die ak-

tuellen Richtwerte ist eingeleitet. 

 

Zu Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1 e): 

Zur Sicherstellung einer einheitlichen Gebührenfestsetzung werden vom MUEEF 

Hinweise für den Vollzug erarbeitet. 
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Zu Nummer 20: Allgemeiner Hochschulsport 

 

Zu Ziffer 3.2 a): 

Die Landesregierung teilt nicht die pauschale Einschätzung des Rechnungshofes, 

der Personaleinsatz im Allgemeinen Hochschulsport an der Johannes Gutenberg-

Universität (JGU) und der Technischen Universität Kaiserslautern (TU) sei unwirt-

schaftlich.  

 

Als Maßstab ist ihres Erachtens die Erklärung der Ständigen Konferenz der Kultus-

minister (KMK) der Länder zum Allgemeinen Hochschulsport (Beschluss der Kultus-

ministerkonferenz vom 9. November 1990, Fundstelle: Beschlüsse der Kultusminis-

terkonferenz, Leitzahl 80.2, oder www.kmk.org) heranzuziehen. Dieser Beschluss 

beschreibt die Aufgaben und Rahmenbedingungen des Allgemeinen Hochschul-

sports deutlich umfassender als der vom Rechnungshof ausgewählte Ausschnitt 

(Freizeitgestaltung, Breitensport und Gesundheitsförderung). 

 

Ausdrücklich in den KMK-Empfehlungen angeregt und begründet wird beispielsweise 

die vom Rechnungshof an der JGU monierte Durchführung von Übungen durch fest-

angestellte Diplom-Sportlehrer. Ebenso ist in diesem Beschluss der Einsatz von stu-

dentischen Übungsleitern vorgesehen, deren Ausbildung dann auch nicht als Über-

schreitung des dem Allgemeinen Hochschulsport eingeräumten Mandats gewertet 

werden kann. Ferner widersprechen die Kultusminister in ihrem Beschluss der Auf-

fassung des Rechnungshofes, die „Förderung des Spitzensports einzelner Studie-

render“ gehöre nicht zu den Aufgaben des Allgemeinen Hochschulsports; vielmehr 

stellen sie fest: „Da auch leistungssportorientierte Studierende einen Anspruch auf 

angemessene Berücksichtigung haben, sollte auch ein entsprechendes Wettkampf-

angebot unterbreitet werden.“ 

 

Ferner kann nach Auffassung der Landesregierung allein die Tatsache, dass die TU 

mehr Personal im Allgemeinen Hochschulsport einsetzt als andere Hochschulen, 

keine Unwirtschaftlichkeit belegen. Denn dies kann ebenso abbilden, welchen be-

sonderen Stellenwert die TU dem Allgemeinen Hochschulsport zumisst und welche 

Standards sie dabei verwirklichen möchte. Wie der Rechnungshof selbst einräumt, 

gibt es an der TU Angebote, die an anderen Standorten nicht oder nicht in diesem 

Umfang wahrgenommen werden. Die TU hat nach einer Überprüfung im Beantwor-

tungsverfahren gegenüber dem Rechnungshof erklärt, dass sie eine Änderung des 
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Personalbestands derzeit nicht beabsichtigt. Vor dem Hintergrund des zitierten KMK-

Beschlusses und ohne Beleg, dass das von der TU gewählte Zielniveau mit einem 

unnötig hohen Personalaufwand realisiert wird oder zulasten der übrigen Hochschul-

aufgaben geht, ist das aus Sicht der Landesregierung nicht zu beanstanden.  

 

Die Hochschulautonomie und das in den §§ 105 bis 107 Hochschulgesetz normierte 

Aufsichtsinstrumentarium setzen der im Jahresbericht von der Landesregierung ge-

forderten „Hinwirkung“ Grenzen: Anordnungen des fachlich zuständigen Ministeriums 

betreffend die konkrete Art oder den Umfang einzelner Sportangebote erscheinen 

der Landesregierung im vorliegenden Sachverhalt weder sach- noch systemgerecht. 

 

Zu Ziffer 3.2 b): 

In der o.g. Erklärung der KMK zum allgemeinen Hochschulsport wurde empfohlen, 

aufgrund der hohen Bedeutung des Allgemeinen Hochschulsports einerseits und der 

wirtschaftlichen Lage der Studierenden andererseits anzustreben, den Hochschul-

sport für die Studierenden kostenfrei anzubieten. Lediglich bei besonders kostenin-

tensiven Sportangeboten sind angemessene Entgelte für die Teilnahme zu erheben. 

Nichtstudentischen Teilnahmeberechtigten sind grundsätzlich Teilnahmegebühren 

zuzumuten, sofern ihre Erhebung mit vertretbarem Aufwand möglich ist. 

 

Die kostenfreie Bereitstellung eines Basisangebots entspricht der Politik der Landes-

regierung der durchgängig gebührenfreien Bildung in Rheinland-Pfalz. Sie fußt au-

ßerdem auf dem nach § 2 Abs. 4 Hochschulgesetz an die Hochschulen gestellten 

Auftrag des Hochschulsports. Gleichwohl ist das Ministerium für Wissenschaft, Wei-

terbildung und Kultur (MWWK) der Auffassung, dass für kostenintensive Programme, 

nichtstudentische Mitglieder der Hochschule sowie Externe durchaus Entgelte erho-

ben werden sollten. Dieses Nebeneinander sowohl kostenfreier als auch kosten-

pflichtiger Angebote ist von den anbietenden Hochschulen in eigener Haushaltsver-

antwortung auszubalancieren; eine generelle Vorgabe, dass in der Summe zumin-

dest eine Deckung der variablen Kosten des allgemeinen Hochschulsports durch 

Teilnehmerentgelte angestrebt werden sollte, wird dabei von der Landesregierung 

nicht gemacht. 

 

Zu Ziffer 3.2 c) i V. m. Ziffer 3.1 e), f), g): 

Die Prüfungsmitteilungen zum Allgemeinen Hochschulsport sind durch den Rech-

nungshof mit Schreiben vom 15. Februar 2019 zugeleitet worden. Substantielle Fort-
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schritte bei der Umsetzung der von den Hochschulen gegebenen Zusagen können 

aktuell noch nicht berichtet werden. Hinsichtlich der Themen IT-Einsatz bei der An-

meldung zu Kursen und der Erhebung der Teilnehmerentgelte (Ziffer 3.1 e), Koope-

rationen mit Vereinen (Ziffer 3.1 f) und hochschulübergreifende Kooperationen (Ziffer 

3.1 g) wird die Landesregierung weiter berichten.  

 

 

Zu Nummer 21: Übernahme des Agaplesion Diakoniekrankenhauses Ingel-

heim 

 

Zu Ziffer 3.2 a) i. V. m. Ziffer 3.1 b): 

Die Universitätsmedizin befindet sich aktuell in Gesprächen mit dem Anbieter, der mit 

der Aufgabe der Geschäftsführung der „Krankenhaus Ingelheim der Universitätsme-

dizin Mainz gGmbH“ („KIUM“) betraut ist. Ziel der Gespräche sind Veränderungen in 

der Struktur der Geschäftsführung, die auch auf die Vergütung der Geschäftsfüh-

rungsleistung Einfluss haben. Nach Abschluss der Gespräche wird über deren Er-

gebnis berichtet werden.  

 

Zu Ziffer 3.2 b): 

Die Universitätsmedizin hat inzwischen beschlossen, sich als Gesellschafterin aus 

der KIUM gGmbH zurückzuziehen. Vor diesem Hintergrund ist die Prüfung des Be-

darfs des Krankenhauses Ingelheim für die Universitätsmedizin Mainz und damit für 

das Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur (MWWK) nicht mehr von 

Bedeutung. 

 

Zu Ziffer 3.2 c):  

Wie zu Ziffer 3.2 b) mitgeteilt, hat die Universitätsmedizin entschieden, sich aus der 

KIUM gGmbH und damit auch aus dem Betrieb des Krankenhauses Ingelheim zu-

rückzuziehen. Aktuell werden durch beide Gesellschafter in Gesprächen mit Interes-

senten mögliche Zukunftskonzepte erarbeitet und geprüft. Nach Abschluss der Ge-

spräche wird über die Entwicklung der Trägerschaft berichtet. 
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II. Ergänzung des Schlussberichtes der Landesregie-

rung im Entlastungsverfahren für das Haushaltsjahr 

2016 (Drucksache 17/8206) 

 

 

Zu Nummer 11: Sportförderung des Landes  

 

Zu Buchstabe d): 

Dem Auftrag des Rechnungshofes folgend, eine unmittelbare Förderung der regiona-

len Sportbünde in Teilbereichen zu prüfen, fanden mehrere Gespräche mit den  

Sportorganisationen statt, unter anderem auch zwischen der Hausspitze des Ministe-

riums des Innern und für Sport (MdI) und den Präsidentinnen und Präsidenten des 

Landessportbundes (LSB) sowie der regionalen Sportbünde.  

Die zeitliche Verzögerung in diesem Prüfungsverfahren ist darauf zurückzuführen, 

dass im Sommer 2018 beim LSB und den Sportbünden Rheinhessen und Pfalz neue 

Präsidentinnen bzw. Präsidenten gewählt wurden. Nach dem Rücktritt des Präsiden-

ten beim LSB im Januar 2019 war diese Funktion neu zu besetzen. 

 

In einer aktuellen Stellungnahme zeigen sich der LSB und die Sportbünde nunmehr 

offen für eine unmittelbare Förderung der Sportbünde im Bereich der Sportstättenför-

derung (Sonderprogramm). Eine sofortige Umsetzung ist allerdings aufgrund unter-

schiedlicher Voraussetzungen, Bedingungen und Förderabläufe bei den drei Sport-

bünden nicht möglich. Das MdI will an der vorgesehenen Erstellung von landeswei-

ten und landeseinheitlichen Kriterien für die Sportstättenförderung mitwirken und die 

Gespräche mit dem organisierten Sport auch mit dem Ziel fortsetzen, eine Vereinfa-

chung und Effizienzsteigerung der internen Abläufe innerhalb der Sportorganisatio-

nen zu erreichen.  

 

Von einer vollständigen Umstellung der Mittelzuweisung, d.h. auch beim Pauschalen 

Aufwendungsersatz und den Projektmitteln soll zunächst abgesehen werden, zumin-

dest bis zum abschließenden Ergebnis der beabsichtigten Organisationsanalyse. Es 

besteht Einvernehmen, dass der LSB bis auf Weiteres gemäß der Sportförderrichtli-

nie als zentraler Ansprechpartner für das MdI sowie als unmittelbarer Zahlungsemp-

fänger für diese Finanzmittel auftritt. 
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Zu Nummer 18: Staatliche Kollegs 

 

zu Buchstabe a): 

Zu den betreffenden Landesverordnungen wurde seitens der Kollegs weiterer Ände-

rungsbedarf angemeldet. Im Sinne der Prozessökonomie sollen alle anstehenden 

Änderungen in einen Verordnungsentwurf aufgenommen werden. Dazu sind die Ab-

stimmungsprozesse mit den Kollegleitungen inzwischen durchgeführt worden. Zurzeit 

prüft die Landesregierung die vorgesehenen Änderungen in fachlicher und haushäl-

terischer Hinsicht. 

 

zu Buchstabe b): 

Die betreffende Verwaltungsvorschrift wird zeitgleich zur zu verändernden Landes-

verordnung (vgl. Buchstabe a)) angepasst. 

 

zu Buchstabe c): 

Die Neugestaltung der Anrechnungspauschalen für die nicht unterrichtlichen Tätig-

keiten der Schulleitung sowie für weitere Leitungsaufgaben der Kollegs wurde in die 

Neufassung der Lehrkräfte-Arbeitszeitverordnung übernommen. Diese befindet sich 

zurzeit im Beteiligungsverfahren nach § 98 Absatz 3 Landesbeamtengesetz (LBG). 

 

zu Buchstabe d): 

Am 5. Februar 2019 hat die angekündigte Arbeitssitzung der Kollegleiter und der 

Schulleiter der den staatl. Kollegs benachbarten Gymnasien (Standorte Koblenz und 

Speyer) unter Beteiligung der Schulaufsicht im Ministerium für Bildung (BM) stattge-

funden. Dabei wurden Möglichkeiten einer intensiveren Kooperation in der Unter-

richtsorganisation und in schulischen Angeboten sondiert und mit Blick auf eine res-

sourcensparende Umsetzung diskutiert. Diese Zusammenarbeit wird für Koblenz und 

Speyer unter Beteiligung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) regelmä-

ßig geprüft. Eine Kooperation im Bereich des Kursangebots der musischen Fächer 

wird zwischen dem Staatlichen Koblenz-Kolleg und dem Hilda-Gymnasium Koblenz 

zum Schuljahr 2019/2020 angestrebt. 
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Zu Nummer 19: Verwendung von zweckgebundenen Einnahmen aus Ersatz-

zahlungen zur Kompensation von Eingriffen in Natur und 

Landschaft 

 

Die Maßnahmenliste wurde um die bis zum Übergang der Aufgabe auf die Stiftung 

Natur und Umwelt (SNU) bewilligten Projekte ergänzt. Sie umfasst insgesamt 145 

Maßnahmen. Zu 50 Maßnahmen wurde der Verwendungsnachweis abschließend 

geprüft. 

 

Ziel ist es, die Prüfung der Verwendungsnachweise bis Ende 2019 abzuschließen. 

 

 

Zu Nummer 20: Errichtung und Unterhaltung des Nationalparks Hunsrück-

Hochwald 

 

Zu Buchstabe a): 

Der Wegeplan ist im Dezember 2018 in Kraft getreten. 

 

 

Zu Buchstabe g): 

Die Abrechnungen für die Jahre 2015 bis 2017 sind erfolgt, die Erstattungsbeträge 

wurden vom Saarland geleistet. Die Abrechnung für 2018 wird aktuell erstellt. 

 

 

Zu Nummer 23 a): Entgeltvereinbarungen für Leistungen der Eingliederungshil-

fe in Werkstätten für behinderte Menschen 

 

Zu Buchstabe d): 

Die Stellenausschreibungen haben stattgefunden und die Stellen werden zeitnah 

besetzt. Über den weiteren Fortgang wird der Rechnungshof über das Ministerium für 

Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie informiert. 
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Zu Nummer 23 c): Neubau von Kindertagesstätten 

 

zu Buchstabe b): 

Bezüglich der Praxisanwendung der entsprechenden Ziffer 2.2.4 der aktuellen För-

der-Verwaltungsvorschrift (VV I-Kosten vom 5. September 2018) kann mitgeteilt wer-

den, dass das Ministerium für Bildung (BM) eine analoge Regelanwendung der Zu-

ständigkeitsregelung in Ziffer 2.2.4 IK-VV für kreisfreie Städte für große kreisangehö-

rige Städte mit eigenem Jugendamt in Erwägung zieht. 

Des Weiteren erfolgt eine Klarstellung zur Formulierung in Ziffer 2.2.4 VV I-Kosten 

dahingehend, dass die baufachliche Prüfung zwar auf Ebene der Kreisverwaltung, 

aber nicht von der jeweiligen „Abteilung Kommunalaufsicht“ vorzunehmen ist.  

 

 

Zu Nummer 23 d): Förderung von Kindertagesstätten 

 

zu Buchstabe a): 

Das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV) hat mit der Überprü-

fung der in der Revision identifizierten ca. 1.000 Plätze begonnen. Erste Anhörungs-

schreiben wurden versandt. 

 

zu Buchstabe b): 

Für 5 Fälle wurden zwischenzeitlich vom LSJV Herabgruppierungen bzw. eine Kür-

zung der Personalkosten vorgenommen oder die Eingruppierungen als korrekt aner-

kannt. Es verbleiben 15 Fälle, die vom LSJV einer erneuten Revision unterzogen 

werden. 

 

In 27 Eingruppierungsfällen steht eine abschließende Bearbeitung noch aus. 19 Fälle 

sind nach Auffassung des Rechnungshofes erledigt. Zwischenzeitlich wurden vom 

LSJV in 3 Fällen Herabgruppierungen bzw. Kürzung der Personalkosten vorgenom-

men. 

 

Das LSJV hat die Jugendämter in seinem Rundschreiben vom 8. Dezember 2016 

erneut auf die umfassenden Prüfungsvoraussetzungen (Förderung zu Unrecht ein-

bezogener Sachkosten) hingewiesen. Da eine fehlerhafte Rechtsanwendung durch 

die Jugendämter nicht toleriert werden kann, wird das Landesamt den Jugendämtern 

die Listen unter Fristsetzung zur Prüfung und Korrektur der Verwendungsnachweise 
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übersenden. Erfolgt ohne nachvollziehbaren Sachgrund keine Korrektur, wird das 

Landesamt die entsprechende Kürzung der Gesamtverwendungsnachweise vor-

nehmen. 

 

zu Buchstabe c): 

Zum ersten Absatz des Beitrages zum Schlussbericht ist mitzuteilen, dass sich auf-

grund der aktuellsten Fassung des Entwurfes zum Kita-Zukunftsgesetz eine Ände-

rung in den Paragraphen ergeben hat.  

 

So findet sich die Regelung zur sog. Sonderzuweisung nunmehr in § 25 Abs. 4. Die 

mit dem Verweis auf § 22 Abs. 1 Satz 3 in Bezug genommene Regelung zur Quali-

tätssicherung und Qualitätsentwicklung findet sich nunmehr in § 24 Abs. 2. Die Er-

mächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung findet sich wiederum in § 25 Abs. 6. 

 

Hinsichtlich der Prüfung der Kostenträgerquote und der Bedarfsuntersuchungen für 

Sonderzuwendungen an freie Träger von Kindertagesstätten gibt es folgenden Sach-

stand: 

Wie bereits im Schlussbericht der Landesregierung ausgeführt wurde, hatte das Insti-

tut für Öffentliche Verwaltung an der Hochschule Speyer im November einen Vorge-

hensvorschlag und ein Studiendesign zur Ermittlung der Kostenträgerquote unter-

breitet. Bei den hierzu erfolgten internen Beratungen sind insbesondere folgende As-

pekte zu bewerten: 

a) Bei Bewertung der Wirtschaftlichkeit einer solchen Studie ist zu berücksichti-

gen, dass die vom Rechnungshof in seinem Jahresbericht 2017 kritisierten 

Zahlungen an die freien Träger von Kindertageseinrichtungen nicht in dieser 

Form fortgesetzt werden sollen. Vielmehr erhalten die freien Träger künftig 

zweckgebundene Zuweisungen zur Qualitätsentwicklung ihrer Einrichtung. 

Dies ergibt sich aus der Novellierung des Kindertagesstättengesetzes (Kita-

Zukunftsgesetz). Damit entfällt die Grundlage für eine solche Studie. 

 

b) Der Gesetzentwurf zur Novellierung des Kindertagesstättengesetzes (Kita-

Zukunftsgesetz) sieht als Anforderung an die finanzielle Eigenleistung des 

Trägers einer Kindertageseinrichtung vor, dass er bereit und in der Lage sein 

muss, eine bedarfsgerechte und geeignete Einrichtung zu schaffen. Darüber 

hinaus soll auf weitere Festlegungen zur Höhe eines Trägeranteils verzichtet 

werden, so dass nach Abzug der weiterhin vorgesehenen Landeszuweisun-
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gen zu den Personalkosten die Aufbringung der verbleibenden Kosten zwi-

schen den Einrichtungsträgern und den örtlichen Trägern der öffentlichen 

Jugendhilfe, wie auch im geltenden Kindertagesstättengesetz möglich, im 

Vereinbarungsweg festgelegt werden. Die Normierung des Vereinbarungs-

weges erfolgt zum einen, weil sich im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis 

(Anspruchsberechtigte Eltern, örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe als 

Anspruchsgegner und Träger von Einrichtungen als Leistungserbringer) be-

reits Verhandlungssysteme über den Trägeranteil herausgebildet haben und 

darüber hinaus eine konkrete Bestimmung eines Eigenanteils (z. B. einer 

Kostenträgerquote) den materiellen Grundentscheidungen des Achten Bu-

ches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) für ein möglichst plurales, bedarfsgerech-

tes Angebot (§ 3 Absatz 1 und § 79 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VIII) zuwider-

laufen. Aus diesen Gründen müssen die Einrichtungsträger in ihrer Unter-

schiedlichkeit auch unterschiedlich behandelt und neben ihrer inhaltlichen 

Ausrichtung auch deren unterschiedliche finanziellen Verhältnisse bei der 

Beurteilung der angemessenen Eigenleistung gewürdigt werden.  

 

Die Angemessenheit der Eigenleistung kann sich folglich nur aus einer Beur-

teilung der Gesamtsituation des jeweiligen Einrichtungsträgers ergeben, was 

eine alle Einrichtungsträger vereinheitlichende Betrachtungsweise verbietet 

(vgl. dazu insgesamt Prof. Reinhard Wiesner: Rechtsgutachten für den Pari-

tätischen Landesverband Rheinland-Pfalz/Saarland zum Entwurf eines Lan-

desgesetzes über die Weiterentwicklung der Erziehung, Bildung und Betreu-

ung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kita-

Zukunftsgesetz), Stand 23. September 2018; ders. § 74 Rn. 21, SGB VIII. 

Kinder- und Jugendhilfe, Kommentar, 5. Aufl. 2015).  

 

Eine Studie zur Ermittlung einer Kostenträgerquote, wie sie durch den Rech-

nungshof angeregt und von der Rechnungsprüfungskommission gefordert 

wurde, ist hier nicht mehr zielführend. Vorgesehen ist, dass auf Landesebene 

eine Rahmenvereinbarung zwischen den Kommunalen Spitzenverbänden 

und den nach § 75 SGB VIII anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe über 

Planung, Betrieb und Finanzierung von Tageseinrichtungen sowie die ange-

messene Eigenleistung der Träger getroffen werden. Damit ist es möglich, 

Verhandlungsgrundlagen über sämtliche Kostenarten einerseits sowie ande-

rerseits über Anforderungen an Planung und Betrieb von Tageseinrichtungen 
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zu schaffen, die die Grundlage für Vereinbarungen auf örtlicher Ebene bilden 

und damit zukünftig auch die geforderte strukturelle Transparenz in die Kos-

tenträgerquote bringen. 

 

 

Zu Nummer 24 b): Organisation und Personalbedarf der beiden Struktur- und 

Genehmigungsdirektionen 

 

Landesregierung, Regierungsfraktionen und die CDU-Landtagsfraktion haben sich 

nach Veröffentlichung der umfangreichen wissenschaftlichen Untersuchungen zur 

Fortführung der Kommunal- und Verwaltungsreform Ende vergangenen Jahres da-

rauf verständigt, in einem weiteren Schritt zusätzliche wissenschaftliche Untersu-

chungen gemeinsam in Auftrag zu geben. Herr Staatsminister Lewentz hat mit 

Schreiben vom 12. März 2019 den Präsidenten des Landtags über die zwischenzeit-

lich erfolgte Beauftragung der zusätzlichen Untersuchungen informiert (Landtags-

Vorlage 17/4530). Weitere Beratungen über die Fortführung der Kommunal- und 

Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz können erst stattfinden, wenn die Ergebnisse 

der zusätzlichen Untersuchungen vorliegen. Aus Sicht der Landesregierung sollten 

Entscheidungen über Reformmaßnahmen in einem möglichst breiten politischen 

Konsens der im Landtag vertretenen Fraktionen und der kommunalen Spitzenver-

bände getroffen werden. 

 

 

Zu Nummer 24 c): Förderung abfallwirtschaftlicher Maßnahmen 

 

Zur systematischen Durchführung von orientierenden Untersuchungen nach 

§ 9 Abs. 1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) bei Altlastenverdachtsflächen 

wurden im Haushaltsplan 2019/2020 zusätzliche Sachmittel veranschlagt. Die Struk-

turierung und Festlegung von Priorisierungskriterien erfolgt durch das Ministerium für 

Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten (MUEEF), das Landesamt für Umwelt und 

die Struktur- und Genehmigungsdirektionen. Die orientierenden Untersuchungen sol-

len anschließend an externe Sachverständige vergeben werden. 
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Zu Nummer 24 e):  Konversionsprojekt „Gräfensteiner Park“ in der Südwest-

pfalz 

 
Das Ministerium des Innern und für Sport (MdI) und die Aufsichts- und Dienstleis-

tungsdirektion (ADD) haben die notwendigen Gespräche mit dem Zweckverband und 

dem Investor geführt und aufgrund der erzielten Verständigung die Prüfungen abge-

schlossen.  

 

Im Wesentlichen hatten sich die Prüffeststellungen auf Kosten der Bauleitplanung 

durch die Ortsgemeinde Münchweiler, auf mehrere Auftragsvergaben durch den 

Zweckverband Gräfensteiner Park und den privaten Investor sowie verschiedene 

Erschließungsmaßnahmen wie das Anlegen von Kabelkanälen und Versickerungs-

mulden, die durch die privaten Investoren auf den Baugrundstücken umgesetzt wur-

den, bezogen.  

 

Das MdI teilt die Auffassung des Rechnungshofes weitgehend. Lediglich bei den 

unmittelbaren Auftragsvergaben durch den Zweckverband konnten keine mit hinrei-

chender Sicherheit feststellbaren Vergabeverstöße im Sinne des gemeinsamen 

Rundschreibens des Ministeriums der Finanzen (FM) und des Ministeriums für Wirt-

schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau (MWVLW) vom 16.Juni 2003 festge-

stellt werden. Die Einzelmaßnahmen, bei denen der Rechnungshof zu Lasten des 

privaten Investors Vergabeverstöße festgestellt hatte, werden in Gänze aus der För-

derung herausgenommen.  

 

Die abschließende Prüfung hat ergeben, dass der Zuwendungsbetrag insgesamt um 

605.404,92 EUR gekürzt werden kann. Die zu viel ausgezahlten Städtebauförde-

rungsmittel werden vom Zuwendungsempfänger zurückgefordert. Auf dieser Grund-

lage wird die ADD einen entsprechenden Widerrufbescheid erlassen, die Zinsen 

festsetzen und im Zuge der abschließenden Prüfung der Schlussabrechnung für die 

städtebauliche Gesamtmaßnahme die zuwendungsfähigen Kosten und den Zuwen-

dungsbetrag insgesamt anschließend festlegen.  

 

Der Zweckverband hat die Absicht, nach Eingang des Widerrufbescheides der ADD 

seinerseits die zu viel gezahlten Fördermittel, die in den Verantwortungsbereich des 

privaten Investors fallen, von diesem zurückzufordern. Der private Investor hatte als 

Ergebnis einer einvernehmlichen Verständigung dem Zweckverband gegenüber sei-

ne Bereitschaft erklärt, die sich als Folge der Prüfmitteilungen ergebenden, ihm zure-56
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chenbaren Überzahlungen von Städtebauförderungsmitteln zuzüglich einer Verzin-

sung zurückzuerstatten und den städtebaulichen Vertrag zu beenden.  

 

Das MdI hat den Rechnungshof über das Ergebnis und die zu ziehenden förderrecht-

lichen Konsequenzen informiert.  

 

 

Zu Nummer 24 m): Förderung des Kulturbaus „Forum Confluentes“ der Stadt 

Koblenz  

 
Aufgrund des Beschlusses des Landtags Rheinland-Pfalz vom 23. August 2018 ist 

ein Gespräch mit dem Präsidenten der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rhein-

land-Pfalz terminiert, um das zukünftige Vorgehen der Kommunalaufsicht im Einzel-

nen endgültig abzustimmen. 

 

Es ist vorgesehen, sodann das zukünftige Vorgehen der Kommunalaufsicht durch ein 

Schreiben des Ministeriums des Innern und für Sport (MdI) verbindlich darzustellen 

und die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) zu bitten, ihren nachgeordne-

ten Bereich zu informieren. 

 

 

Zu Nummer 24 q): Unterrichtsorganisation und Lehrkräfteeinsatz an berufli-

chen Gymnasien 

 

Die Änderung der Lehrkräftearbeitszeitverordnung befindet sich zurzeit im Beteili-

gungsverfahren nach § 98 Abs. 3 Landesbeamtengesetz. Der Bereich der Schullei-

tungsanrechnung nimmt dabei einen wesentlichen Teil ein. Für berufsbildende Schu-

len soll insoweit ein neues Berechnungssystem normiert werden, das unterschiedli-

chen Faktoren Rechnung trägt. 
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